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I 

(Gesetzgebungsakte) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 1051/2013 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 22. Oktober 2013 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 zwecks Festlegung einer gemeinsamen Regelung 
für die vorübergehende Wiedereinführung von Kontrollen an den Binnengrenzen unter 

außergewöhnlichen Umständen 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION, 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 77 Absätze 1 und 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die na­
tionalen Parlamente, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Aufbau eines Raums, in dem der freie Personenver­
kehr über die Binnengrenzen hinweg gewährleistet ist, ist 
eine der größten Errungenschaften der Union. In einem 
Raum ohne Kontrollen an den Binnengrenzen bedarf es 
einer gemeinsamen Antwort auf Situationen, die eine 
ernsthafte Bedrohung für die öffentliche Ordnung oder 
die innere Sicherheit dieses Raums, Teilen dieses Raums 
oder eines oder mehrerer ihrer Mitgliedstaaten darstellen, 
indem die vorübergehende Wiedereinführung von Kon­
trollen an den Binnengrenzen unter außergewöhnlichen 
Umständen gestattet wird, ohne dass der Grundsatz des 
freien Personenverkehrs berührt wird. Angesichts der 
möglichen Auswirkungen derartiger nur als letztes Mittel 
anzuwendender Maßnahmen auf alle Personen, die inner­
halb des Raums ohne Kontrollen an den Binnengrenzen 
über das Recht auf Freizügigkeit verfügen, müssen die 
Bedingungen und Verfahren für die Wiedereinführung 
solcher Maßnahmen festgelegt werden, um sicherzustel­
len, dass sie eine Ausnahme darstellen und dass der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gewahrt wird. Der 
Umfang und die Dauer der vorübergehenden Wiederein­
führung solcher Maßnahmen sollten auf das zur Bewäl­
tigung einer ernsthaften Bedrohung für die öffentliche 

Ordnung oder die innere Sicherheit unbedingt erforderli­
che Mindestmaß begrenzt werden. 

(2) Der freie Personenverkehr innerhalb des Raums ohne 
Kontrollen an den Binnengrenzen ist eine zentrale Errun­
genschaft der Union. Da der freie Personenverkehr durch 
die vorübergehende Wiedereinführung von Kontrollen an 
den Binnengrenzen beeinträchtigt wird, sollten Entschei­
dungen über die Wiedereinführung solcher Kontrollen 
nach gemeinsam festgelegten Kriterien getroffen und 
der Kommission ordnungsgemäß mitgeteilt oder von ei­
nem Organ der Union empfohlen werden. In jedem Fall 
sollte die Wiedereinführung von Kontrollen an den Bin­
nengrenzen eine Ausnahme bleiben und nur als letztes 
Mittel in begrenztem Umfang und für einen befristeten 
Zeitraum auf der Grundlage bestimmter objektiver Krite­
rien und einer auf Unionsebene zu überwachenden Be­
wertung der Notwendigkeit einer derartigen Maßnahme 
eingesetzt werden. Erfordert eine ernsthafte Bedrohung 
der öffentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit 
sofortiges Handeln, so sollten die Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit zur Wiedereinführung von Kontrollen an 
den Binnengrenzen für einen Zeitraum von längstens 
zehn Tagen haben. Eine Verlängerung dieses Zeitraums 
sollte auf Unionsebene überwacht werden. 

(3) Die Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit der Wieder­
einführung von Kontrollen an den Binnengrenzen sollte 
anhand der Bedrohung der öffentlichen Ordnung oder 
inneren Sicherheit, die dem Erfordernis einer solchen 
Wiedereinführung zugrunde liegt, geprüft werden; darü­
ber hinaus sollte untersucht werden, welche alternativen 
Maßnahmen auf nationaler und/oder Unionsebene ergrif­
fen werden könnten und welche Auswirkungen diese 
Kontrollen auf den freien Personenverkehr innerhalb 
des Raums ohne Kontrollen an den Binnengrenzen hätte. 

(4) Im Falle einer ernsthaften Bedrohung der öffentlichen 
Ordnung oder der inneren Sicherheit auf Ebene des 
Raums ohne Kontrollen an den Binnengrenzen oder auf 
nationaler Ebene, insbesondere als Folge von terroristi­
schen Zwischenfällen oder Bedrohungen oder von Bedro­
hungen durch die organisierte Kriminalität, könnte die 
Wiedereinführung von Kontrollen an den Binnengrenzen 
im Ausnahmefall geboten sein.
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(5) Migration und das Überschreiten der Außengrenzen 
durch eine große Anzahl von Drittstaatsangehörigen 
sollte nicht an sich als Gefahr für die öffentliche Ordnung 
oder die innere Sicherheit betrachtet werden. 

(6) Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs der Eu­
ropäischen Union ist eine Abweichung vom grundlegen­
den Prinzip der Freizügigkeit eng auszulegen und setzt 
der Rückgriff auf den Begriff der öffentlichen Ordnung 
auf jeden Fall voraus, dass eine tatsächliche, gegenwärtige 
und hinreichend schwere Gefährdung vorliegt, die ein 
Grundinteresse der Gesellschaft berührt. 

(7) Auf Grundlage der gesammelten Erfahrungen in Bezug 
auf die Funktionsweise des Raums ohne Kontrollen an 
den Binnengrenzen und als Beitrag zur Gewährleistung 
einer kohärenten Umsetzung des Schengen-Besitzstands 
kann die Kommission Leitlinien zur Wiedereinführung 
von Kontrollen an den Binnengrenzen erarbeiten, und 
zwar in Fällen, die eine Maßnahme als vorübergehende 
Reaktion verlangen, und in Fällen, die eine sofortige Maß­
nahme erforderlich machen. Diese Leitlinien sollten klare 
Indikatoren enthalten, die die Bewertung der Umstände 
erleichtern, die eine ernsthafte Bedrohung der öffent­
lichen Ordnung oder der inneren Sicherheit darstellen 
könnten. 

(8) Werden in einem Evaluierungsbericht schwerwiegende 
Mängel bei Kontrollen an den Außengrenzen festgestellt, 
so sollten der Kommission, um die Einhaltung der gemäß 
der Verordnung (EU) Nr. 1053/2013 des Rates vom 
7. Oktober 2013 zur Einführung eines Evaluierungs- 
und Überwachungsmechanismus für die Überprüfung 
der Anwendung des Schengen-Besitzstands ( 1 ) angenom­
menen Empfehlungen zu gewährleisten, Durchführungs­
befugnisse übertragen werden, damit sie empfehlen kann, 
dass der evaluierte Mitgliedstaat bestimmte Maßnahmen 
wie den Einsatz von Europäischen Grenzschutzteams, die 
Unterbreitung strategischer Pläne oder – als letztes Mittel 
unter Berücksichtigung des Ernstes der Lage – die Schlie­
ßung einer bestimmten Grenzübergangsstelle ergreift. 
Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung 
(EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemei­
nen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitglied­
staaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse 
durch die Kommission kontrollieren ( 2 ), ausgeübt werden. 
Gemäß Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer iii jener 
Verordnung sollte das Prüfverfahren angewandt werden. 

(9) Die vorübergehende Wiedereinführung von Kontrollen 
an bestimmten Binnengrenzen nach einem besonderen 
Verfahren auf Unionsebene könnte auch im Falle außer­
gewöhnlicher Umstände und als letztes Mittel gerechtfer­
tigt sein, wenn aufgrund anhaltender schwerwiegender 
Mängel im Zusammenhang mit der Kontrolle von Au­
ßengrenzen, die im Rahmen eines strengen Evaluierungs­
verfahrens nach den Artikeln 14 und 15 der Verordnung 
(EU) Nr. 1053/2013 festgestellt wurden, das Funktionie­
ren des Raums ohne Kontrollen an den Binnengrenzen 
insgesamt gefährdet ist, insoweit diese Umstände eine 
ernsthafte Bedrohung der öffentlichen Ordnung oder 
der inneren Sicherheit in diesem Raum oder in Teilen 

dieses Raums darstellen würden. Dieses besondere Ver­
fahren für die vorübergehende Wiedereinführung von 
Kontrollen an bestimmten Binnengrenzen könnte auch 
unter denselben Voraussetzungen dadurch ausgelöst wer­
den, dass der evaluierte Mitgliedstaat seine Pflichten in 
schwerwiegender Weise vernachlässigt hat. Da solche 
Maßnahmen, welche die nationalen Exekutiv- und Voll­
streckungsbefugnisse in Bezug auf die Kontrolle an den 
Binnengrenzen berühren, politisch heikel sind, sollten 
dem Rat Durchführungsbefugnisse übertragen werden, 
damit er auf Vorschlag der Kommission Empfehlungen 
nach diesem besonderen Verfahren auf Unionsebene an­
nehmen kann. 

(10) Vor der Annahme derartiger Empfehlungen über die vo­
rübergehende Wiedereinführung der Kontrollen an be­
stimmten Binnengrenzen sollte rechtzeitig und gründlich 
geprüft werden, inwieweit auf Maßnahmen, die auf die 
Beseitigung des ursprünglichen Problems zielen, zurück­
gegriffen werden kann, beispielsweise auf Hilfsmaßnah­
men durch Einrichtungen und sonstige Stellen der Union 
wie die durch die Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des 
Rates ( 3 ) errichtete Europäische Agentur für die operative 
Zusammenarbeit an den Außengrenzen (im Folgenden 
„Frontex“) oder das durch den Beschluss 2009/371/JI 
des Rates ( 4 ) errichtete Europäische Polizeiamt (im Fol­
genden „Europol“) und Unterstützungsmaßnahmen tech­
nischer oder finanzieller Art auf nationaler und/oder auf 
Unionsebene. Wird ein schwerwiegender Mangel fest­
gestellt, so kann die Kommission finanzielle Unterstüt­
zungsmaßnahmen ergreifen, um dem betreffenden Mit­
gliedstaat zu helfen. Des Weiteren sollte sich jegliche 
Empfehlung der Kommission oder des Rates auf fundierte 
Informationen stützen. 

(11) Die Kommission sollte die Möglichkeit haben, sofort gel­
tende Durchführungsrechtsakte zu erlassen, wenn dies in 
hinreichend begründeten Fällen im Zusammenhang mit 
Umständen, die eine Verlängerung der Kontrollen an den 
Binnengrenzen erfordern, aus Gründen äußerster Dring­
lichkeit erforderlich ist. 

(12) Die Evaluierungsberichte und Empfehlungen nach den 
Artikeln 14 und 15 der Verordnung (EU) Nr. 1053/2013 
sollten die Grundlage für das Auslösen der in dieser Ver­
ordnung vorgesehenen bestimmten Maßnahmen im Falle 
schwerwiegender Mängel bei den Kontrollen an den Au­
ßengrenzen und des ebenfalls in dieser Verordnung vor­
gesehenen besonderen Verfahrens im Falle außergewöhn­
licher Umstände, in denen das Funktionieren des Raums 
ohne Kontrollen an den Binnengrenzen insgesamt gefähr­
det ist, bilden. Die Mitgliedstaaten und die Kommission 
nehmen gemeinsam regelmäßige, objektive und unpar­
teiische Evaluierungen vor, um zu überprüfen, ob diese 
Verordnung ordnungsgemäß angewendet wird, und die 
Kommission koordiniert die Evaluierungen in enger Zu­
sammenarbeit mit den Mitgliedstaaten. Der Evaluierungs­
mechanismus umfasst folgende Elemente: mehrjährige
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und jährliche Evaluierungsprogramme, angekündigte und 
unangekündigte Inspektionen vor Ort durch ein kleines 
Team, das sich aus Vertretern der Kommission und von 
den Mitgliedstaaten benannten Experten zusammensetzt, 
von der Kommission angenommene Berichte über das 
Ergebnis der Evaluierung, vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission angenommene Empfehlungen für Abhilfe­
maßnahmen, geeignete Folgemaßnahmen, Überwachung 
und Berichterstattung. 

(13) Da das Ziel dieser Richtlinie, nämlich die Festlegung ge­
meinsamer Regeln zur vorübergehenden Wiedereinfüh­
rung von Kontrollen an den Binnengrenzen auf Ebene 
der Mitgliedstaaten im Falle außergewöhnlichen Umstän­
de, nur auf Unionsebene zu verwirklichen ist, kann die 
Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags 
über die Europäische Union niedergelegten Subsidiaritäts­
prinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben 
Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
geht diese Verordnung nicht über das zur Erreichung 
dieses Ziels erforderliche Maß hinaus. 

(14) Nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die 
Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeits­
weise der Europäischen Union beigefügten Protokolls 
Nr. 22 über die Position Dänemarks beteiligt sich Däne­
mark nicht an der Annahme dieser Verordnung und ist 
weder durch diese Verordnung gebunden noch zu ihrer 
Anwendung verpflichtet. Da diese Verordnung den 
Schengen-Besitzstand gemäß Titel V des dritten Teils 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union ergänzt, beschließt Dänemark gemäß Artikel 4 
des genannten Protokolls innerhalb von sechs Monaten 
nach dem Beschluss des Rates über diese Verordnung, ob 
es sie in nationales Recht umsetzt. 

(15) Diese Verordnung stellt eine Weiterentwicklung der Be­
stimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an denen 
sich das Vereinigte Königreich gemäß dem Beschluss 
2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nord­
irland, einzelne Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 
auf sie anzuwenden ( 1 ), nicht beteiligt; das Vereinigte Kö­
nigreich beteiligt sich daher nicht an der Annahme dieser 
Verordnung und ist weder durch diese Verordnung ge­
bunden noch zu ihrer Anwendung verpflichtet. 

(16) Diese Verordnung stellt eine Weiterentwicklung der Be­
stimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an denen 
sich Irland gemäß dem Beschluss 2002/192/EG des Rates 
vom 28. Februar 2002 zum Antrag Irlands auf Anwen­
dung einzelner Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 
auf Irland ( 2 ) nicht beteiligt. Irland beteiligt sich daher 
nicht an der Annahme dieser Verordnung und ist weder 
durch diese gebunden noch zu ihrer Anwendung ver­
pflichtet. 

(17) Für Island und Norwegen stellt diese Verordnung eine 
Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Be­
sitzstands im Sinne des Übereinkommens zwischen dem 
Rat der Europäischen Union sowie der Republik Island 
und dem Königreich Norwegen über die Assoziierung der 
beiden letztgenannten Staaten bei der Umsetzung, An­
wendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands ( 3 ) 
dar, die zu dem in Artikel 1 Buchstabe A des Beschlusses 
1999/437/EG des Rates vom 17. Mai 1999 zum Erlass 
bestimmter Durchführungsvorschriften zu jenem Über­
einkommen ( 4 ) genannten Bereich gehören. 

(18) Für die Schweiz stellt diese Verordnung eine Weiterent­
wicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 
im Sinne des Abkommens zwischen der Europäischen 
Union, der Europäischen Gemeinschaft und der Schwei­
zerischen Eidgenossenschaft über die Assoziierung dieses 
Staates bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung 
des Schengen-Besitzstands ( 5 ) dar, die zu dem in Artikel 1 
Buchstabe A des Beschlusses 1999/437/EG in Verbin­
dung mit Artikel 3 des Beschlusses 2008/146/EG des 
Rates ( 6 ) genannten Bereich gehören. 

(19) Für Liechtenstein stellt diese Verordnung eine Weiterent­
wicklung von Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 
im Sinne des Protokolls zwischen der Europäischen Uni­
on, der Europäischen Gemeinschaft, der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und dem Fürstentum Liechtenstein 
über den Beitritt des Fürstentums Liechtenstein zu dem 
Abkommen zwischen der Europäischen Union, der Euro­
päischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidge­
nossenschaft über die Assoziierung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft bei der Umsetzung, Anwendung und 
Entwicklung des Schengen-Besitzstands ( 7 ) dar, die zu 
dem in Artikel 1 Buchstabe A des Beschlusses 
1999/437/EG in Verbindung mit Artikel 3 des Beschlus­
ses 2011/350/EU des Rates ( 8 ) genannten Bereich gehö­
ren. 

(20) Für Zypern stellt diese Verordnung einen auf dem Schen­
gen-Besitzstand aufbauenden oder anderweitig damit zu­
sammenhängenden Rechtsakt im Sinne des Artikels 3 
Absatz 2 der Beitrittsakte von 2003 dar. 

(21) Für Bulgarien und Rumänien stellt diese Verordnung ei­
nen auf dem Schengen-Besitzstand aufbauenden oder an­
derweitig damit zusammenhängenden Rechtsakt im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 2 der Beitrittsakte von 
2005 dar. 

(22) Für Kroatien stellt diese Verordnung einen auf dem 
Schengen-Besitzstand aufbauenden oder anderweitig da­
mit zusammenhängenden Rechtsakt im Sinne des Arti­
kels 4 Absatz 2 der Beitrittsakte von 2011 dar.
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(23) Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrech­
ten und Grundsätzen, einschließlich denen des freien Per­
sonenverkehrs und der Aufenthaltsfreiheit, die insbeson­
dere in der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union anerkannt wurden. Ihre Anwendung hat unter 
Beachtung dieser Rechte und Grundsätze zu erfolgen. 

(24) Die Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über 
einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der 
Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) ( 1 ) 
sollte daher entsprechend geändert werden — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EG) Nr. 562/2006 wird wie folgt geändert: 

1. In Titel II wird folgendes Kapitel angefügt: 

„KAPITEL IVa 

Bestimmte Maßnahmen im Falle schwerwiegender Mängel 
bei den Kontrollen an den Außengrenzen 

Artikel 19a 

Maßnahmen an Außengrenzen und Unterstützung 
durch die Agentur 

(1) Werden in einem nach Artikel 14 der Verordnung 
(EU) Nr. 1053/2013 des Rates vom 7. Oktober 2013 zur 
Einführung eines Evaluierungs- und Überwachungsmechanis­
mus für die Überprüfung der Anwendung des Schengen-Be­
sitzstands (*) erstellten Evaluierungsbericht schwerwiegende 
Mängel bei Kontrollen an den Außengrenzen festgestellt, so 
kann die Kommission, um die Einhaltung der Empfehlungen 
gemäß Artikel 15 jener Verordnung zu gewährleisten, dem 
evaluierten Mitgliedstaat im Wege eines Durchführungs­
rechtsakts empfehlen, bestimmte Maßnahmen zu ergreifen, 
die eine oder beide der folgenden Maßnahmen umfassen 
können: 

(a) Anforderung des Einsatzes von Europäischen Grenz­
schutzteams gemäß den Bestimmungen der Verordnung 
(EG) Nr. 2007/2004; 

(b) Unterbreitung seiner strategischen Pläne, die sich auf eine 
Risikoanalyse stützen und Angaben zu dem Einsatz von 
Personal und Ausrüstung beinhalten, an die Agentur für 
eine diesbezügliche Stellungnahme. 

Dieser Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in Arti­
kel 33a Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. 

(2) Die Kommission unterrichtet den gemäß Artikel 33a 
Absatz 1 eingerichteten Ausschuss regelmäßig über die Fort­
schritte bei der Umsetzung der in Absatz 1 des vorliegenden 
Artikels aufgeführten Maßnahmen und über ihre Wirksam­
keit bei der Beseitigung der ermittelten Schwachstellen. 

Sie unterrichtet auch das Europäische Parlament und den 
Rat. 

(3) Ist in einem Evaluierungsbericht nach Absatz 1 fest­
gestellt worden, dass der evaluierte Mitgliedstaat seine Pflich­
ten in schwerwiegender Weise vernachlässigt und infolgedes­
sen nach Artikel 16 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 
1053/2013 verpflichtet ist, innerhalb von drei Monaten ei­
nen Bericht über die Umsetzung des einschlägigen Aktions­
plans vorzulegen, und stellt die Kommission nach Ablauf der 
drei Monate fest, dass die Situation unverändert ist, so kann 
sie, wenn alle Voraussetzungen hierfür erfüllt sind, die An­
wendung des in Artikel 26 der vorliegenden Verordnung 
vorgesehenen Verfahrens auslösen. 

___________ 
(*) ABl. L 295 vom 6.11.2013, S. 27“. 

2. Artikel 23 bis 27 erhalten folgende Fassung: 

„Artikel 23 

Allgemeiner Rahmen für die vorübergehende 
Wiedereinführung von Kontrollen an den 
Binnengrenzen 

(1) Ist im Raum ohne Kontrollen an den Binnengrenzen 
die öffentliche Ordnung oder die innere Sicherheit in einem 
Mitgliedstaat ernsthaft bedroht, so ist diesem Mitgliedstaat 
unter außergewöhnlichen Umständen die Wiedereinführung 
von Kontrollen an allen oder bestimmten Abschnitten seiner 
Binnengrenzen für einen begrenzten Zeitraum von höchstens 
30 Tagen oder für die vorhersehbare Dauer der ernsthaften 
Bedrohung, wenn ihre Dauer den Zeitraum von 30 Tagen 
überschreitet, gestattet. Die vorübergehende Wiedereinfüh­
rung von Kontrollen an den Binnengrenzen darf in Umfang 
und Dauer nicht über das Maß hinausgehen, das zur Bewäl­
tigung der ernsthaften Bedrohung unbedingt erforderlich ist. 

(2) Kontrollen an den Binnengrenzen werden nur als letz­
tes Mittel und im Einklang mit den Artikeln 24, 25 und 26 
wiedereingeführt. Wird ein Beschluss zur Wiedereinführung 
von Kontrollen an den Binnengrenzen nach Artikel 24, 25 
oder 26 in Betracht gezogen, so sind die in Artikel 23a 
beziehungsweise 26a genannten Kriterien in jedem einzelnen 
Fall zu Grunde zu legen 

(3) Hält die ernsthafte Bedrohung der öffentlichen Ord­
nung oder der inneren Sicherheit in dem betreffenden Mit­
gliedstaat über den in Absatz 1 des vorliegenden Artikels
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genannten Zeitraum hinaus an, so kann dieser Mitgliedstaat 
die Kontrollen an seinen Binnengrenzen unter Zugrundele­
gung der in Artikel 23a genannten Kriterien und gemäß 
Artikel 24 aus den in Absatz 1 des vorliegenden Artikels 
genannten Gründen und unter Berücksichtigung neuer Um­
stände für weitere Zeiträume von höchstens 30 Tagen ver­
längern. 

(4) Der Gesamtzeitraum, innerhalb dessen Kontrollen an 
den Binnengrenzen wiedereingeführt werden können, ein­
schließlich etwaiger Verlängerungen nach Absatz 3 dieses 
Artikels, beträgt höchstens sechs Monate. Liegen außerge­
wöhnliche Umstände im Sinne von Artikel 26 vor, so 
kann dieser Gesamtzeitraum gemäß Artikel 26 Absatz 1 
auf eine Höchstdauer von zwei Jahren verlängert werden. 

Artikel 23a 

Kriterien für die vorübergehende Wiedereinführung von 
Kontrollen an den Binnengrenzen 

Beschließt ein Mitgliedstaat gemäß Artikel 23 oder 
Artikel 25 Absatz 1 als letztes Mittel die vorübergehende 
Wiedereinführung von Kontrollen an einer oder an 
mehreren seiner Binnengrenzen oder an bestimmten 
Abschnitten der Binnengrenzen oder eine Verlängerung 
dieser Wiedereinführung, so bewertet er, inwieweit mit 
einer derartigen Maßnahme der Bedrohung der öffentlichen 
Ordnung oder der inneren Sicherheit voraussichtlich 
angemessen begegnet werden kann und ob die 
Verhältnismäßigkeit zwischen der Maßnahme und der 
Bedrohung gewahrt ist. Bei der Durchführung dieser 
Bewertungen trägt der Mitgliedstaat insbesondere folgenden 
Gesichtspunkten Rechnung: 

a) den voraussichtlichen Auswirkungen jeglicher Bedrohung 
seiner öffentlichen Ordnung oder seiner inneren Sicher­
heit, einschließlich als Folge von terroristischen Zwischen­
fällen oder Bedrohungen sowie durch die organisierte 
Kriminalität; 

b) den voraussichtlichen Auswirkungen, die diese Maß­
nahme auf den freien Personenverkehr innerhalb des 
Raums ohne Kontrollen an den Binnengrenzen haben 
wird. 

Artikel 24 

Bei der vorübergehenden Wiedereinführung von 
Kontrollen an den Binnengrenzen anzuwendendes 
Verfahren nach Artikel 23 Absatz 1 

(1) Beabsichtigt ein Mitgliedstaat die Wiedereinführung 
von Kontrollen an den Binnengrenzen nach Artikel 23 Ab­
satz 1, so teilt er dies den anderen Mitgliedstaaten und der 
Kommission spätestens vier Wochen vor der geplanten Wie­
dereinführung mit, oder innerhalb einer kürzeren Frist, wenn 
die Umstände, welche die Wiedereinführung der Kontrollen 
an den Binnengrenzen erfordern, weniger als vier Wochen 
vor der geplanten Wiedereinführung bekannt werden. Hierzu 
übermittelt der Mitgliedstaat folgende Angaben: 

a) die Gründe für die geplante Wiedereinführung, einschließ­
lich sämtlicher sachdienlichen Daten zu den Ereignissen, 
die eine ernsthafte Bedrohung seiner öffentlichen Ord­
nung oder seiner inneren Sicherheit darstellen; 

b) den Umfang der geplanten Wiedereinführung mit Angabe 
des Abschnitts/der Abschnitte der Binnengrenzen, an 
dem/denen die Kontrollen wieder eingeführt werden sol­
len; 

c) die Bezeichnungen der zugelassenen Grenzübergangsstel­
len; 

d) den Zeitpunkt und die Dauer der beabsichtigten Wieder­
einführung; 

e) gegebenenfalls die von den anderen Mitgliedstaaten zu 
treffenden Maßnahmen. 

Eine Mitteilung nach Unterabsatz 1 kann auch durch zwei 
oder mehr Mitgliedstaaten gemeinsam erfolgen. 

Erforderlichenfalls kann die Kommission bei dem betreffen­
den Mitgliedstaat bzw. den betreffenden Mitgliedstaaten zu­
sätzliche Informationen anfordern. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Informationen sind dem 
Europäischen Parlament und dem Rat zur gleichen Zeit zu 
übermitteln, zu der sie den anderen Mitgliedstaaten und der 
Kommission gemäß Absatz 1 übermittelt werden. 

(3) Der Mitgliedstaat, der eine Mitteilung gemäß Unter­
absatz 1 macht, kann, sofern dies erforderlich ist und seinem 
nationalen Recht entspricht, beschließen, Teile dieser Infor­
mationen als Verschlusssache einzustufen. 

Diese Einstufung schließt nicht aus, dass dem Europäischen 
Parlament von der Kommission Informationen zur Ver­
fügung gestellt werden. Die Übermittlung und Behandlung 
der dem Europäischen Parlament nach diesem Artikel über­
mittelten Informationen und Dokumente erfolgt gemäß den 
Regeln für die Weiterleitung und Behandlung von Ver­
schlusssachen, die zwischen dem Europäischen Parlament 
und der Kommission gelten. 

(4) Im Anschluss an die Mitteilung durch den betreffen­
den Mitgliedstaat nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels 
und im Hinblick auf die Konsultationen gemäß Absatz 5 des 
vorliegenden Artikels kann die Kommission oder jeder an­
dere Mitgliedstaat unbeschadet des Artikels 72 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union eine Stellung­
nahme abgeben. 

Hat die Kommission aufgrund der in der Mitteilung enthal­
tenen Informationen oder aufgrund anderer erhaltener Infor­
mationen Bedenken hinsichtlich der Notwendigkeit oder Ver­
hältnismäßigkeit der geplanten Wiedereinführung von Kon­
trollen an den Binnengrenzen oder hält sie eine Konsultation 
zu bestimmten Aspekten der Mitteilung für zweckmäßig, so 
gibt sie eine dahingehende Stellungnahme ab.
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(5) Die in Absatz 1 genannten Angaben sowie jegliche 
Stellungnahme der Kommission oder eines Mitgliedstaats 
nach Absatz 4 sind Gegenstand einer Konsultation, gegebe­
nenfalls einschließlich gemeinsamer Sitzungen zwischen dem 
Mitgliedstaat, der die Wiedereinführung von Kontrollen an 
den Binnengrenzen beabsichtigt, den anderen Mitgliedstaa­
ten, insbesondere jenen, die von der solchen Maßnahmen 
unmittelbar betroffen sind, und der Kommission; Ziel dieser 
Konsultationen ist es, gegebenenfalls eine Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten zu organisieren und zu prüfen, 
ob die Maßnahmen im Verhältnis zu den Ereignissen, die der 
Anlass für die Wiedereinführung der Grenzkontrollen sind, 
sowie zur Bedrohung der öffentlichen Ordnung oder der 
inneren Sicherheit stehen. 

(6) Die in Absatz 5 genannte Konsultation findet mindes­
tens zehn Tage vor dem geplanten Zeitpunkt der Wieder­
einführung der Grenzkontrollen statt. 

Artikel 25 

Besonderes Verfahren für Fälle, die sofortiges Handeln 
erfordern 

(1) Ist aufgrund einer ernsthaften Bedrohung der öffent­
lichen Ordnung oder der inneren Sicherheit in einem Mit­
gliedstaat sofortiges Handeln erforderlich, so kann der betref­
fende Mitgliedstaat in Ausnahmefällen für einen begrenzten 
Zeitraum von höchstens zehn Tagen sofort wieder Kontrol­
len an den Binnengrenzen einführen. 

(2) Führt ein Mitgliedstaat an den Binnengrenzen wieder 
Kontrollen ein, so teilt er dies gleichzeitig den anderen Mit­
gliedstaaten und der Kommission mit; er macht die Angaben 
gemäß Artikel 24 Absatz 1 einschließlich der Gründe, die 
eine Inanspruchnahme des in dem vorliegenden Artikel be­
schriebenen Verfahrens rechtfertigen. Nach Erhalt einer sol­
chen Mitteilung kann die Kommission die anderen Mitglied­
staaten sofort konsultieren. 

(3) Dauert die ernsthafte Bedrohung der öffentlichen Ord­
nung oder der inneren Sicherheit über den in Absatz 1 
genannten Zeitraum an, so kann der Mitgliedstaat beschlie­
ßen, die Kontrollen an den Binnengrenzen für verlängerbare 
Zeiträume von höchstens 20 Tagen zu verlängern. Der be­
treffende Mitgliedstaat berücksichtigt die in Artikel 23a ge­
nannten Kriterien, einschließlich einer aktualisierten Bewer­
tung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit der Maß­
nahme, sowie etwaiger neue Umstände. 

Im Falle einer derartigen Verlängerung finden die Bestim­
mungen des Artikels 24 Absätze 4 und 5 entsprechend 
Anwendung, und die Konsultation findet unverzüglich nach 
der Mitteilung des Beschlusses über die Verlängerung an die 
Kommission und an die Mitgliedstaaten statt. 

(4) Unbeschadet des Artikels 23 Absatz 4 beträgt der 
Gesamtzeitraum, innerhalb dessen Kontrollen an den Bin­
nengrenzen wiedereingeführt werden können, ausgehend 
vom ursprünglichen Zeitraum nach Absatz 1 und etwaiger 
Verlängerungen nach Absatz 3 höchstens zwei Monate. 

(5) Die Kommission unterrichtet das Europäische Par­
lament unverzüglich über die nach diesem Artikel erfolgten 
Mitteilungen. 

Artikel 26 

Besonderes Verfahren im Falle außergewöhnlicher 
Umstände, unter denen das Funktionieren des Raums 
ohne Kontrollen an den Binnengrenzen insgesamt 
gefährdet ist 

(1) Im Falle außergewöhnlicher Umstände, unter denen 
aufgrund anhaltender schwerwiegender Mängel bei den Kon­
trollen an den Außengrenzen nach Artikel 19a das Funk­
tionieren des Raums ohne Kontrollen an den Binnengrenzen 
insgesamt gefährdet ist, und soweit diese Umstände eine 
ernsthafte Bedrohung der öffentlichen Ordnung oder der 
inneren Sicherheit im Raum ohne Kontrollen an den Binnen­
grenzen oder in Teilen dieses Raums darstellen, können die 
Mitgliedstaaten Kontrollen an den Binnengrenzen gemäß Ab­
satz 2 des vorliegenden Artikels für einen Zeitraum von 
höchstens sechs Monaten wieder einführen. Dieser Zeitraum 
kann höchstens dreimal um einen weiteren Zeitraum von 
höchstens sechs Monaten verlängert werden, wenn diese au­
ßergewöhnlichen Umstände bestehen bleiben. 

(2) Der Rat kann als letztes Mittel und als Maßnahme 
zum Schutz der gemeinsamen Interessen im Raum ohne 
Kontrollen an den Binnengrenzen und wenn alle anderen 
Maßnahmen, insbesondere diejenigen gemäß Artikel 19a Ab­
satz 1, die festgestellte ernsthafte Bedrohung nicht wirksam 
verringern können, empfehlen, dass ein oder mehrere Mit­
gliedstaaten beschließen, an allen oder bestimmten Abschnit­
ten ihrer Binnengrenzen Kontrollen wieder einzuführen. Die 
Empfehlung des Rates stützt sich auf einen Vorschlag der 
Kommission. Die Mitgliedstaaten können die Kommission 
ersuchen, dem Rat einen solchen Vorschlag für eine Emp­
fehlung vorzulegen. 

Die Empfehlung des Rates enthält zumindest die Angaben 
nach Artikel 24 Absatz 1 Buchstaben a bis e. 

Der Rat kann unter den Bedingungen und Verfahren dieses 
Artikels eine Verlängerung empfehlen. 

Bevor ein Mitgliedstaat nach diesem Absatz Kontrollen an 
allen oder bestimmten Abschnitten seiner Binnengrenzen 
wieder einführt, teilt er dies den anderen Mitgliedstaaten, 
dem Europäischen Parlament und der Kommission mit.
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(3) Setzt ein Mitgliedstaat die in Absatz 2 genannte Emp­
fehlung nicht um, so teilt er der Kommission unverzüglich 
schriftlich die Gründe dafür mit. 

In diesem Fall legt die Kommission dem Europäischen Par­
lament und dem Rat einen Bericht vor, in dem die von dem 
betreffenden Mitgliedstaat genannten Gründe und die Aus­
wirkungen auf den Schutz der gemeinsamen Interessen des 
Raums ohne Kontrollen an den Binnengrenzen bewertet wer­
den. 

(4) In hinreichend begründeten Fällen der Dringlichkeit 
im Zusammenhang mit Situationen, in denen die Umstände, 
die eine Verlängerung der Kontrollen an den Binnengrenzen 
im Einklang mit Absatz 2 erfordern, weniger als 10 Tage vor 
dem Ende des vorherigen Zeitraums der Wiedereinführung 
bekannt werden, kann die Kommission erforderliche Emp­
fehlungen im Wege sofort geltender Durchführungsrechts­
akte gemäß dem in Artikel 33a Absatz 3 genannten Ver­
fahren erlassen. Innerhalb von 14 Tagen nach der Annahme 
solcher Empfehlungen legt die Kommission dem Rat einen 
Vorschlag für eine Empfehlung im Einklang mit Absatz 2 
vor. 

(5) Dieser Artikel lässt die Maßnahmen unberührt, die die 
Mitgliedstaaten im Falle einer ernsthaften Bedrohung der öf­
fentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit nach den 
Artikeln 23, 24 und 25 erlassen können. 

Artikel 26a 

Kriterien für die vorübergehende Wiedereinführung von 
Kontrollen an den Binnengrenzen im Falle 
außergewöhnlicher Umstände, unter denen das 
Funktionieren des Raums ohne Kontrollen an den 
Binnengrenzen insgesamt gefährdet ist 

(1) Empfiehlt der Rat als letztes Mittel gemäß Artikel 26 
Absatz 2 die vorübergehende Wiedereinführung von Kon­
trollen an den Binnengrenzen an einer oder mehreren Bin­
nengrenzen oder an bestimmten Abschnitten der Binnen­
grenzen, so bewertet er, inwieweit mit einer derartigen Maß­
nahme der Bedrohung der öffentlichen Ordnung oder der 
inneren Sicherheit im Raum ohne Kontrollen an den Binnen­
grenzen voraussichtlich angemessen begegnet werden kann 
und ob die Verhältnismäßigkeit zwischen der Maßnahme 
und der Bedrohung gewahrt ist. Diese Bewertung stützt 
sich auf detaillierte Informationen des betreffenden Mitglied­
staats/der betreffenden Mitgliedstaaten und der Kommission 
oder auf andere einschlägige Informationen, einschließlich 
der gemäß Absatz 2 des vorliegenden Artikels erhaltenen 
Informationen. Bei der Durchführung dieser Bewertung ist 
insbesondere folgenden Gesichtspunkten Rechnung zu tra­
gen: 

a) der Verfügbarkeit technischer oder finanzieller Unterstüt­
zungsmaßnahmen, die auf nationaler und/oder Unions­
ebene in Anspruch genommen werden könnten oder in 
Anspruch genommen worden sind, einschließlich Hilfs­
maßnahmen durch Einrichtungen und sonstige Stellen 

der Union wie die Agentur, das durch die Verordnung 
(EU) Nr. 439/2010 des Europäischen Parlaments und 
des Rates (*) eingerichtete Europäische Unterstützungs­
büro für Asylfragen oder das durch den Beschluss des 
Rates 2009/371/JI (**) eingerichtete Europäische Polizei­
amt (Europol), und der Frage, inwieweit mit derartigen 
Maßnahmen den Bedrohungen der öffentlichen Ordnung 
oder der inneren Sicherheit im Raum ohne Kontrollen an 
den Binnengrenzen voraussichtlich angemessen begegnet 
werden kann; 

b) den derzeitigen und voraussichtlichen künftigen Auswir­
kungen schwerwiegender Mängel bei den Kontrollen an 
den Außengrenzen, die im Rahmen der gemäß der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1053/2013 vorgenommenen Evaluie­
rungen festgestellt wurden und dem Ausmaß der von 
solchen schwerwiegenden Mängeln ausgehenden ernsthaf­
ten Bedrohung der öffentlichen Ordnung oder der inne­
ren Sicherheit im Raum ohne Kontrollen an den Binnen­
grenzen; 

c) den voraussichtlichen Auswirkungen der Wiedereinfüh­
rung von Kontrollen an den Binnengrenzen auf den freien 
Personenverkehr innerhalb des Raums ohne Kontrollen 
an den Binnengrenzen. 

(2) Bevor die Kommission einen Vorschlag für eine Emp­
fehlung des Rates gemäß Artikel 26 Absatz 2 annimmt, 
kann sie 

a) von den Mitgliedstaaten, der Agentur, Europol oder an­
deren Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union wei­
tere Informationen anfordern; 

b) mit der Unterstützung von Sachverständigen aus den Mit­
gliedstaaten und der Agentur, Europol oder jeder anderen 
einschlägigen Einrichtung der Union Inspektionen vor Ort 
durchführen, um Informationen zu gewinnen oder zu 
überprüfen, die für die Empfehlung von Bedeutung sind. 

Artikel 27 

Unterrichtung des Europäischen Parlaments und des 
Rates 

Die Kommission und der betreffende Mitgliedstaat/die betref­
fenden Mitgliedstaaten unterrichtet/unterrichten das Europäi­
sche Parlament und den Rat so bald wie möglich über et­
waige Gründe, die die Anwendung der Artikel 19a und 23 
bis 26a auslösen könnten. 

___________ 
(*) ABl. L 132 vom 29.5.2010, S. 11. 

(**) ABl. L 121 vom 15.5.2009, S. 37.“ 

3. Die Artikel 29 und 30 erhalten folgende Fassung:
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„Artikel 29 

Bericht über die Wiedereinführung von Kontrollen an 
den Binnengrenzen 

Innerhalb von vier Wochen nach Aufhebung der Kontrollen 
an den Binnengrenzen legt der Mitgliedstaat, der die Kon­
trollen an seinen Binnengrenzen durchgeführt hat, dem Eu­
ropäischen Parlament, dem Rat und der Kommission einen 
Bericht über die Wiedereinführung von Kontrollen an den 
Binnengrenzen vor, in dem insbesondere die erste Bewertung 
und die Einhaltung der in den Artikeln 23a, 25 und 26a 
genannten Kriterien, die Durchführung der Kontrollen, die 
praktische Zusammenarbeit mit den benachbarten Mitglied­
staaten, die Auswirkungen auf den freien Personenverkehr 
und die Wirksamkeit der Wiedereinführung der Kontrollen 
an den Binnengrenzen, einschließlich einer Ex-post-Bewer­
tung der Verhältnismäßigkeit der Wiedereinführung der 
Grenzkontrollen, dargestellt werden. 

Die Kommission kann eine Stellungnahme zu dieser Ex-post- 
Bewertung der vorübergehenden Wiedereinführung von Kon­
trollen an einer oder mehreren Binnengrenzen oder an be­
stimmten Abschnitten der Binnengrenzen abgeben. 

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem 
Rat mindestens einmal im Jahr einen Bericht über das Funk­
tionieren des Raums ohne Kontrollen an den Binnengrenzen 
vor. Der Bericht enthält eine Liste aller Beschlüsse zur Wie­
dereinführung von Kontrollen an den Binnengrenzen im 
Laufe des betreffenden Jahres. 

Artikel 30 

Unterrichtung der Öffentlichkeit 

Die Kommission und der betreffende Mitgliedstaat unterrich­
ten die Öffentlichkeit in abgestimmter Weise, wenn ein Be­
schluss betreffend die Wiedereinführung von Kontrollen an 
den Binnengrenzen gefasst wurde, und unterrichten die Öf­
fentlichkeit insbesondere über Anfang und Ende einer der­
artigen Maßnahme, es sei denn, übergeordnete Sicherheits­
gründe stehen dem entgegen.“ 

4. Folgender Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 33a 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unter­
stützt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Ver­
ordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der 
allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mit­
gliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse 
durch die Kommission kontrollieren (*). 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt 
Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. Gibt der Aus­
schuss keine Stellungnahme ab, so erlässt die Kommission 
den Durchführungsrechtsakt nicht und Artikel 5 Absatz 4 
Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 findet 
Anwendung. 

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt 
Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 in Verbindung 
mit deren Artikel 5. 

___________ 
(*) ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13.“ 

5. Folgender Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 37a 

Evaluierungsmechanismus 

(1) Im Einklang mit dem Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union und dem Vertrag über die Europäi­
sche Union und unbeschadet ihrer Vorschriften über Ver­
tragsverletzungsverfahren wird die Umsetzung dieser Verord­
nung durch die einzelnen Mitgliedstaaten einer Evaluierung 
anhand eines Evaluierungsmechanismus unterzogen. 

(2) Die für den Evaluierungsmechanismus geltenden Vor­
schriften sind in der Verordnung (EU) Nr. 1053/2013 fest­
gelegt. Gemäß diesem Evaluierungsmechanismus nehmen die 
Mitgliedstaaten und die Kommission gemeinsam regelmäßi­
ge, objektive und unparteiische Evaluierungen vor, um zu 
überprüfen, ob diese Verordnung ordnungsgemäß angewen­
det wird, und koordiniert die Kommission die Evaluierungen 
in enger Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten. Im Rah­
men dieses Mechanismus wird jeder Mitgliedstaat mindestens 
alle fünf Jahre durch ein kleines Team evaluiert, das sich aus 
Vertretern der Kommission und von den Mitgliedstaaten be­
nannten Experten zusammensetzt. 

Die Evaluierungen können im Wege angekündigter oder un­
angekündigter Inspektionen vor Ort an den Außen- und 
Binnengrenzen vorgenommen werden. 

Im Einklang mit dem Evaluierungsmechanismus obliegt der 
Kommission die Annahme der mehrjährigen und jährlichen 
Evaluierungsprogramme und der Evaluierungsberichte. 

(3) Bei etwaigen Mängeln können den betreffenden Mit­
gliedstaaten Empfehlungen für Abhilfemaßnahmen übermit­
telt werden. 

Werden in einem von der Kommission gemäß Artikel 14 der 
Verordnung (EU) Nr. 1053/2013 angenommenen Evaluie­
rungsbericht schwerwiegende Mängel bei der Durchführung 
von Kontrollen an den Außengrenzen festgestellt, so finden 
die Artikel 19a und 26 der vorliegenden Verordnung An­
wendung. 

(4) Das Europäische Parlament und der Rat werden in 
allen Phasen der Evaluierung unterrichtet und erhalten alle 
einschlägigen Unterlagen nach Maßgabe der Vorschriften für 
Verschlusssachen. 

(5) Das Europäische Parlament wird sofort und umfassend 
über jeden Vorschlag unterrichtet, durch den die in der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1053/2013 festgelegten Vorschriften ge­
ändert oder ersetzt werden sollen.“
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß den Verträgen unmittel­
bar in den Mitgliedstaaten. 

Geschehen zu Straßburg am 22. Oktober 2013. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

V. LEŠKEVIČIUS
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Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission 

Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission begrüßen die Annahme der Verordnung zur 
Änderung des Schengener Grenzkodexes zwecks Festlegung gemeinsamer Regeln für die vorübergehende 
Wiedereinführung von Kontrollen an den Binnengrenzen unter außergewöhnlichen Umständen und die 
Annahme der Verordnung zur Einführung eines Evaluierungs- und Überwachungsmechanismus für die 
Überprüfung der Anwendung des Schengen-Besitzstands. Sie glauben, dass mit diesen neuen Mechanismen 
der Forderung des Europäischen Rates in geeigneter Weise Rechnung getragen wird, der in seinen Schluss­
folgerungen vom 24. Juni 2011 erklärt hatte, dass die Zusammenarbeit und das Vertrauen zwischen den 
Mitgliedstaaten im Schengen-Raum gestärkt und ein wirksames und zuverlässiges Überwachungs- und 
Bewertungssystem geschaffen werden müssten, um die Durchsetzung der gemeinsamen Vorschriften und 
die Stärkung, Anpassung und Ausweitung der Kriterien auf der Grundlage des Besitzstands der EU sicher­
zustellen, wobei er erneut darauf hingewiesen hatte, dass die Außengrenzen Europas auf der Grundlage 
gemeinsamer Verantwortung, Solidarität und stärkerer Zusammenarbeit in der Praxis wirksam und einheit­
lich geschützt werden müssen. 

Sie geben an, dass diese Änderung des Schengener Grenzkodexes die Koordinierung und Zusammenarbeit 
auf Unionsebene einerseits durch die Festlegung von Kriterien für jegliche Art der Wiedereinführung von 
Grenzkontrollen durch die Mitgliedstaaten sowie andererseits durch die Schaffung eines EU-basierten Mecha­
nismus zur Reaktion auf wirklich kritische Situationen, in denen die Funktionsweise des Raumes insgesamt 
ohne interne Grenzkontrollen bedroht ist, verbessern wird. 

Sie betonen, dass es sich bei diesem neuen Evaluierungssystem um einen EU-gestützten Mechanismus 
handelt, der sich auf alle Aspekte des Schengen-Besitzstands erstrecken und Experten der Mitgliedstaaten, 
der Kommission und der einschlägigen EU-Stellen einbeziehen wird. 

Sie gehen davon aus, dass zu etwaigen künftigen Vorschlägen der Kommission zur Änderung dieses 
Evaluierungssystems das Europäische Parlament gehört wird, so dass seinem Standpunkt vor der Annahme 
eines endgültigen Textes möglichst umfassend Rechnung getragen werden kann.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 1052/2013 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 22. Oktober 2013 

zur Errichtung eines Europäischen Grenzüberwachungssystems (EUROSUR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 77 Absatz 2 Buchstabe d, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die na­
tionalen Parlamente, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Einrichtung eines Europäischen Grenzüberwachungs­
systems (im Folgenden „EUROSUR“) ist erforderlich, um 
den Informationsaustausch und die operative Zusammen­
arbeit zwischen den nationalen Behörden der Mitglied­
staaten sowie mit der Europäischen Agentur für die ope­
rative Zusammenarbeit an den Außengrenzen der Mit­
gliedstaaten der Union, die mit der Verordnung (EG) 
Nr. 2007/2004 ( 2 ) errichtet wurde (im Folgenden „Agen­
tur“), zu verstärken. EUROSUR wird diesen Behörden 
und der Agentur die Infrastruktur und die Instrumente 
zur Verfügung stellen, die sie benötigen, um ihr Lagebe­
wusstsein und ihre Reaktionsfähigkeit an den Außengren­
zen der Mitgliedstaaten der Union (im Folgenden „Au­
ßengrenzen“) zum Zwecke der Aufdeckung, Prävention 
und Bekämpfung von illegaler Einwanderung und grenz­
überschreitender Kriminalität zu verbessern und einen 
Beitrag zur Gewährleistung des Schutzes und der Rettung 
des Lebens von Migranten zu leisten. 

(2) Die Praxis, in kleinen, seeuntüchtigen Booten zu reisen, 
hat dazu geführt, dass die Zahl der an den südlichen 
Seeaußengrenzen ertrunkenen Migranten dramatisch an­
gestiegen ist. EUROSUR sollte die operativen und tech­
nischen Fähigkeiten der Agentur und der Mitgliedstaaten 
zur Aufspürung solcher kleinen Boote und zur Erhöhung 
der Reaktionsfähigkeit der Mitgliedstaaten beträchtlich 

verbessern und damit einen Beitrag zur Rettung des Le­
bens von Migranten leisten. 

(3) In dieser Verordnung wird anerkannt, dass die Migrati­
onsrouten auch von Personen, die internationalen Schutz 
benötigen, genutzt werden. 

(4) Die Mitgliedstaaten sollten nationale Koordinierungszen­
tren einrichten, um bei der Grenzüberwachung den In­
formationsaustausch und die Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten und mit der Agentur zu verbessern. 
Für ein ordnungsgemäßes Funktionieren von EUROSUR 
ist es von entscheidender Bedeutung, dass alle nationalen 
Behörden, die nach nationalem Recht für die Über­
wachung der Außengrenzen zuständig sind, über natio­
nale Koordinierungszentren zusammenarbeiten. 

(5) Diese Verordnung sollte die Mitgliedstaaten nicht daran 
hindern, ihren nationalen Koordinierungszentren auch 
die Verantwortung für die Koordinierung des Informati­
onsaustauschs und der Zusammenarbeit bezüglich der 
Überwachung der Luftgrenzen und für Kontrollen an 
den Grenzübergangsstellen zu übertragen. 

(6) Die Agentur sollte die Zusammenarbeit und den Infor­
mationsaustausch mit anderen Einrichtungen und sons­
tigen Stellen der Union, wie der Europäischen Agentur 
für die Sicherheit des Seeverkehrs und dem Satellitenzen­
trum der Europäischen Union, verbessern, um die beste­
henden Informationen, Fähigkeiten und Systeme, die auf 
europäischer Ebene bereits zur Verfügung stehen, wie das 
Europäische Erdbeobachtungsprogramm, optimal zu nut­
zen. 

(7) Diese Verordnung ist Teil des europäischen Modells zur 
integrierten Grenzverwaltung an den Außengrenzen und 
der Strategie der inneren Sicherheit der Union. EUROSUR 
wird auch zum Aufbau eines gemeinsamen Informations­
raums (Common Information Sharing Environment - CI­
SE) für die Überwachung des maritimen Bereichs der 
Union beitragen und bietet einen breiter angelegten Rah­
men für das maritime Lagebewusstsein, indem es einen 
bereichsübergreifenden Informationsaustausch zwischen 
Behörden in der Union ermöglicht. 

(8) Um sicherzustellen, dass die in EUROSUR enthaltenen 
Informationen insbesondere hinsichtlich der Lage in 
Drittländern so vollständig und aktuell wie möglich sind, 
sollte die Agentur mit dem Europäischen Auswärtigen 
Dienst zusammenarbeiten. Hierfür sollten die Delegatio­
nen und Büros der Union alle Informationen zur Ver­
fügung stellen, die für EUROSUR von Belang sein kön­
nen.
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( 1 ) Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 10. Oktober 2013 
(noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates 
vom 22. Oktober 2013. 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des Rates vom 26. Oktober 2004 
zur Errichtung einer Europäischen Agentur für die operative Zusam­
menarbeit an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten der Europäi­
schen Union (ABl. L 349 vom 25.11.2004, S. 1).



(9) Die Agentur sollte die erforderliche Unterstützung für die 
Entwicklung und den Betrieb von EUROSUR und gege­
benenfalls für die Entwicklung von CISE, auch für die 
Interoperabilität der Systeme, bereitstellen, insbesondere 
durch Einrichtung, Betreuung und Koordinierung des 
EUROSUR-Rahmens. 

(10) Die Agentur sollte mit entsprechenden finanziellen und 
personellen Mitteln ausgestattet werden, damit sie die ihr 
im Rahmen dieser Verordnung zugewiesenen zusätzli­
chen Aufgaben angemessen erfüllen kann. 

(11) Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrech­
ten und den Grundsätzen, die mit den Artikeln 2 und 6 
des Vertrags über die Europäische Union (AEUV) und in 
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, an­
erkannt wurden, insbesondere mit der Achtung der 
Würde des Menschen, dem Recht auf Leben, dem Verbot 
der Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Be­
handlung oder Strafe, dem Verbot des Menschenhandels, 
dem Recht auf Freiheit und Sicherheit, dem Recht auf 
Schutz personenbezogener Daten, dem Recht auf Zugang 
zu Dokumenten, dem Recht auf Asyl und dem Schutz 
vor Abschiebung und Ausweisung, den Grundsätzen der 
Nichtzurückweisung und der Nichtdiskriminierung sowie 
den Rechten des Kindes. Diese Verordnung sollte von den 
Mitgliedstaaten und der Agentur im Einklang mit diesen 
Rechten und Grundsätzen angewandt werden. 

(12) Der Grundrechtsbeauftragte und das durch die Verord­
nung (EG) Nr. 2007/2004 eingesetzte Konsultations­
forum sollten im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 
2007/2004 Zugang zu allen Informationen haben, die 
sich im Zusammenhang mit der Tätigkeit der Agentur 
im Rahmen von EUROSUR auf die Achtung der Grund­
rechte beziehen. 

(13) Der Austausch personenbezogener Daten im europäi­
schen Lagebild und im gemeinsamen Informationsbild 
des Grenzvorbereichs sollte eine Ausnahme darstellen. 
Er sollte auf der Grundlage des auf nationaler und auf 
Unionsebene geltenden Rechts und unter Beachtung der 
jeweiligen besonderen Datenschutzerfordernisse erfolgen. 
Die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 1 ), die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ) und der 
Rahmenbeschluss 2008/977/JI des Rates ( 3 ), finden in 
den Fällen Anwendung, in denen spezifischere Rechtsakte 

wie die Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 keine umfas­
sende Datenschutzregelung enthalten. 

(14) Im Hinblick auf die nach Regionen gestaffelte Einführung 
von EUROSUR sollte die Verpflichtung, nationale Koor­
dinierungszentren zu benennen und zu betreiben, in zwei 
aufeinanderfolgenden Phasen gelten: zunächst sollten ihr 
die an den südlichen und an den östlichen Außengrenzen 
gelegenen Mitgliedstaaten nachkommen und in einer 
zweiten Phase die übrigen Mitgliedstaaten. 

(15) Diese Verordnung enthält Bestimmungen über die Zu­
sammenarbeit mit benachbarten Drittländern, denn ein 
gut strukturierter und permanenter Informationsaus­
tausch und eine gut strukturierte und permanente Zu­
sammenarbeit mit diesen Ländern, insbesondere im Mit­
telmeerraum, sind Schlüsselfaktoren für die Erreichung 
der Ziele von EUROSUR. Es ist von entscheidender Be­
deutung, dass jeder Informationsaustausch und jede Zu­
sammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten und benachbar­
ten Drittländern unter vollständiger Einhaltung der 
Grundrechte, insbesondere dem Grundsatz der Nicht­
zurückweisung, erfolgt. 

(16) Diese Verordnung umfasst Bestimmungen über die Mög­
lichkeit einer engen Zusammenarbeit mit Irland und dem 
Vereinigten Königreich, die zur besseren Erreichung der 
Ziele von EUROSUR beitragen können. 

(17) Die Agentur und die Mitgliedstaaten sollten bei der 
Durchführung dieser Verordnung die bestehenden Kapa­
zitäten im Hinblick auf die personellen Mittel und die 
technische Ausrüstung sowohl auf der Ebene der Union 
als auch auf nationaler Ebene bestmöglich nutzen. 

(18) Die Kommission sollte regelmäßig die bei der Durchfüh­
rung dieser Verordnung erzielten Ergebnisse bewerten, 
um festzustellen, inwieweit die Ziele von EUROSUR er­
reicht wurden. 

(19) Nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die 
Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeits­
weise der Europäischen Union beigefügten Protokolls 
Nr. 22 über die Position Dänemarks beteiligt sich Däne­
mark nicht an der Annahme dieser Verordnung und ist 
weder durch diese Verordnung gebunden noch zu ihrer 
Anwendung verpflichtet. Da diese Verordnung den 
Schengen-Besitzstand ergänzt, beschließt Dänemark ge­
mäß Artikel 4 des genannten Protokolls innerhalb von 
sechs Monaten, nachdem der Rat diese Verordnung be­
schlossen hat, ob es sie in nationales Recht umsetzt. 

(20) Diese Verordnung stellt eine Weiterentwicklung der Be­
stimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an denen 
sich das Vereinigte Königreich gemäß dem Beschluss

DE L 295/12 Amtsblatt der Europäischen Union 6.11.2013 

( 1 ) Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenver­
kehr (ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und 
Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr (ABl. 
L 8 vom 12.1.2001, S. 1). 

( 3 ) Rahmenbeschluss 2008/977/JI des Rates vom 27. November 2008 
über den Schutz personenbezogener Daten, die im Rahmen der 
polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen ver­
arbeitet werden (ABl. L 350 vom 30.12.2008, S. 60).



2000/365/EG des Rates ( 1 ), nicht beteiligt; das Vereinigte 
Königreich beteiligt sich daher nicht an der Annahme 
dieser Verordnung und ist weder durch diese Verordnung 
gebunden noch zu ihrer Anwendung verpflichtet. 

(21) Diese Verordnung stellt eine Weiterentwicklung der Be­
stimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an denen 
sich Irland gemäß dem Beschluss 2002/192/EG des Ra­
tes ( 2 ) nicht beteiligt; Irland beteiligt sich daher nicht an 
der Annahme dieser Verordnung und ist weder durch 
diese Verordnung gebunden noch zu ihrer Anwendung 
verpflichtet. 

(22) Für Island und Norwegen stellt diese Verordnung eine 
Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Be­
sitzstands im Sinne des Übereinkommens zwischen dem 
Rat der Europäischen Union sowie der Republik Island 
und dem Königreich Norwegen über die Assoziierung der 
beiden letztgenannten Staaten bei der Umsetzung, An­
wendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands ( 3 ) 
dar, die zu dem in Artikel 1 Buchstabe A des Beschlusses 
1999/437/EG des Rates ( 4 ) genannten Bereich gehören. 
Norwegen sollte ab dem 2. Dezember 2013 ein nationa­
les Koordinierungszentrum gemäß der vorliegenden Ver­
ordnung einrichten. 

(23) Für die Schweiz stellt diese Verordnung eine Weiterent­
wicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 
im Sinne des Abkommens zwischen der Europäischen 
Union, der Europäischen Gemeinschaft und der Schwei­
zerischen Eidgenossenschaft über die Assoziierung dieses 
Staates bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung 
des Schengen-Besitzstands ( 5 ) dar, die zu dem in Artikel 1 
Buchstabe A des Beschlusses 1999/437/EG in Verbin­
dung mit Artikel 3 des Beschlusses 2008/146/EG des 
Rates ( 6 ) genannten Bereich gehören. 

(24) Für Liechtenstein stellt diese Verordnung eine Weiterent­
wicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 
im Sinne des Protokolls zwischen der Europäischen Uni­
on, der Europäischen Gemeinschaft, der Schweizerischen 

Eidgenossenschaft und dem Fürstentum Liechtenstein 
über den Beitritt des Fürstentums Liechtenstein zu dem 
Abkommen zwischen der Europäischen Union, der Euro­
päischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidge­
nossenschaft über die Assoziierung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft bei der Umsetzung, Anwendung und 
Entwicklung des Schengen-Besitzstands ( 7 ) dar, die zu 
dem in Artikel 1 Buchstabe A des Beschlusses 
1999/437/EG in Verbindung mit Artikel 3 des Beschlus­
ses 2011/350/EU des Rates ( 8 ) genannten Bereich gehö­
ren. 

(25) Die Durchführung dieser Verordnung berührt weder die 
Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen der Union und 
den Mitgliedstaaten noch die Verpflichtungen der Mit­
gliedstaaten aus dem Seerechtsübereinkommen der Ver­
einten Nationen, dem Internationalen Übereinkommen 
zum Schutz des menschlichen Lebens auf See, dem In­
ternationalen Übereinkommen über den Such- und Ret­
tungsdienst auf See, dem Übereinkommen der Vereinten 
Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte 
Kriminalität und dem dazugehörigen Zusatzprotokoll ge­
gen die Schleusung von Migranten auf dem Land-, Luft- 
und Seeweg, dem Abkommen über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge, der Konvention zum Schutze der Menschen­
rechte und Grundfreiheiten und anderen einschlägigen 
internationalen Übereinkünften. 

(26) Die Durchführung dieser Verordnung berührt weder die 
Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 9 ) noch die Vorschriften für die 
Überwachung der Seeaußengrenzen im Rahmen der von 
der Agentur koordinierten operativen Zusammenarbeit. 

(27) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich die Einrichtung 
von EUROSUR, von den Mitgliedstaaten nicht ausrei­
chend verwirklicht werden kann, sondern vielmehr we­
gen ihres Umfangs und ihrer Wirkungen auf Unions­
ebene besser zu verwirklichen ist, kann die Union im 
Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die 
Europäische Union niedergelegten Subsidiaritätsprinzip 
tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel 
genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese 
Verordnung nicht über das zur Erreichung dieses Ziels 
erforderliche Maß hinaus —
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( 1 ) Beschluss 2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, ein­
zelne Bestimmungen des Schengen-Besitzstands auf sie anzuwenden 
(ABl. L 131 vom 1.6.2000, S. 43). 

( 2 ) Beschluss 2002/192/EG des Rates vom 28. Februar 2002 zum An­
trag Irlands auf Anwendung einzelner Bestimmungen des Schengen- 
Besitzstands auf Irland (ABl. L 64 vom 7.3.2002, S. 20). 

( 3 ) ABl. L 176 vom 10.7.1999, S. 36. 
( 4 ) Beschluss 1999/437/EG des Rates vom 17. Mai 1999 zum Erlass 

bestimmter Durchführungsvorschriften zu dem Übereinkommen 
zwischen dem Rat der Europäischen Union und der Republik Island 
und dem Königreich Norwegen über die Assoziierung dieser beiden 
Staaten bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des 
Schengen- Besitzstands (ABl. L 176 vom 10.7.1999, S. 31). 

( 5 ) ABl. L 53 vom 27.2.2008, S. 52. 
( 6 ) Beschluss 2008/146/EG des Rates vom 28. Januar 2008 über den 

Abschluss — im Namen der Europäischen Gemeinschaft — des 
Abkommens zwischen der Europäischen Union, der Europäischen 
Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die 
Assoziierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft bei der Umset­
zung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands (ABl. 
L 53 vom 27.2.2008, S. 1). 

( 7 ) ABl. L 160 vom 18.6.2011, S. 21. 
( 8 ) Beschluss 2011/350/EU des Rates vom 7. März 2011 über den 

Abschluss — im Namen der Europäischen Union — des Protokolls 
zwischen der Europäischen Union, der Europäischen Gemeinschaft, 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem Fürstentum Liech­
tenstein über den Beitritt des Fürstentums Liechtenstein zum Ab­
kommen zwischen der Europäischen Union, der Europäischen Ge­
meinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die As­
soziierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft bei der Umset­
zung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands in 
Bezug auf die Abschaffung der Kontrollen an den Binnengrenzen 
und den freien Personenverkehr (ABl. L 160 vom 18.6.2011, S. 19). 

( 9 ) Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 15. März 2006 über einen Gemeinschaftskodex für 
das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenz­
kodex) (ABl. L 105 vom 13.4.2006, S. 1).



HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand 

Mit dieser Verordnung wird ein gemeinsamer Rahmen für den 
Informationsaustausch und die Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Agentur, eingerichtet, um das Lagebe­
wusstsein und die Reaktionsfähigkeit an den Außengrenzen der 
Mitgliedstaaten der Union (im Folgenden „Außengrenzen“) im 
Hinblick auf die Aufdeckung, Prävention und Bekämpfung von 
illegaler Einwanderung und grenzüberschreitender Kriminalität 
zu verbessern und einen Beitrag zur Gewährleistung des Schut­
zes und der Rettung des Lebens von Migranten zu leisten (im 
Folgenden „EUROSUR“). 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung findet Anwendung auf die Über­
wachung der Land- und Seeaußengrenzen, einschließlich auf 
das Beobachten, Aufspüren, Identifizieren, Verfolgen und Ver­
hindern unbefugter Grenzübertritte sowie auf Abfang- bezie­
hungsweise Aufgriffsmaßnahmen zur Aufdeckung, Prävention 
und Bekämpfung von illegaler Einwanderung und grenzüber­
schreitender Kriminalität und als Beitrag zur Gewährleistung 
des Schutzes und der Rettung des Lebens von Migranten. 

(2) Diese Verordnung kann auch auf die Überwachung von 
Luftgrenzen sowie auf Kontrollen an Grenzübergangsstellen an­
gewendet werden, wenn Mitgliedstaaten EUROSUR freiwillig 
entsprechende Informationen zur Verfügung stellen. 

(3) Diese Verordnung findet keine Anwendung auf rechtliche 
oder administrative Maßnahmen jeglicher Art, die ergriffen wer­
den, sobald die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats 
grenzüberschreitende kriminelle Aktivitäten oder ein unbefugtes 
Überschreiten der Außengrenzen im Rahmen von Abfangmaß­
nahmen aufgespürt haben. 

(4) Bei der Anwendung dieser Verordnung wahren die Mit­
gliedstaaten und die Agentur die Grundrechte, insbesondere die 
Grundsätze der Nichtzurückweisung und der Achtung der 
Würde des Menschen sowie die Datenschutzerfordernisse. Sie 
räumen den besonderen Bedürfnissen von Kindern, unbegleite­
ten Minderjährigen, Opfern des Menschenhandels, Personen, die 
dringend medizinische Versorgung benötigen, Personen, die in­
ternationalen Schutz benötigen, Personen in Seenot und ande­
ren Personen, die sich in einer besonders schwierigen Situation 
befinden, Vorrang ein. 

Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

a) „Agentur“ die mit der Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 er­
richtete Europäische Agentur für die operative Zusammen­
arbeit an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten der Union; 

b) „Lagebewusstsein“ die Fähigkeit, illegale grenzüberschreitende 
Aktivitäten zu beobachten, aufzudecken, zu identifizieren, zu 
verfolgen und zu verstehen, um Reaktionsmaßnahmen an­
gemessen zu begründen, indem neue Informationen mit be­
reits bekannten Fakten kombiniert werden, und um besser in 
der Lage zu sein, dem Verlust des Lebens von Migranten an 
den, entlang der oder in der Nähe der Außengrenzen ent­
gegenzuwirken; 

c) „Reaktionsfähigkeit“ die Fähigkeit, Maßnahmen durchzufüh­
ren, mit denen gegen illegale grenzüberschreitende Aktivitä­
ten an den, entlang der oder in der Nähe der Außengrenzen 
vorgegangen werden soll, einschließlich der Mittel und des 
Zeitrahmens für eine angemessene Reaktion; 

d) „Lagebild“ eine Schnittstelle zur grafischen Darstellung echt­
zeitnaher Daten und Informationen, die von verschiedenen 
Behörden, Sensoren, Plattformen und anderen Quellen erhal­
ten wurden und mit anderen Behörden über Kommunikati­
ons- und Informationskanäle ausgetauscht werden, um ein 
Lagebewusstsein zu erlangen und die Reaktionsfähigkeit ent­
lang der Außengrenzen und im Grenzvorbereich zu unter­
stützen; 

e) „grenzüberschreitende Kriminalität“ jede Form von schwerer 
Kriminalität mit grenzüberschreitender Dimension an den, 
entlang der oder in der Nähe der Außengrenzen; 

f) „Außengrenzabschnitt“ die Gesamtheit oder einen Teil der 
Land- oder Seeaußengrenze eines Mitgliedstaats gemäß dem 
nationalen Recht oder entsprechend den Vorgaben des na­
tionalen Koordinierungszentrums oder einer anderen zustän­
digen nationalen Behörde; 

g) „Grenzvorbereich“ das geografische Gebiet jenseits der Au­
ßengrenzen; 

h) „Krisensituationen“ natürliche oder vom Menschen ver­
ursachte Katastrophen, Unfälle, humanitäre oder politische 
Krisen oder sonstige gravierende Situationen, die sich an 
den, entlang der oder in der Nähe der Außengrenzen ereig­
nen und sich erheblich auf die Kontrolle der Außengrenzen 
auswirken könnten; 

i) „Vorfall“ eine Situation, die im Bezug steht zu der illegalen 
Einwanderung, der grenzüberschreitenden Kriminalität oder 
einem Risiko für das Leben von Migranten an den, entlang 
der oder in der Nähe der Außengrenzen.
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TITEL II 

RAHMEN 

KAPITEL I 

Komponenten 

Artikel 4 

EUROSUR-Rahmen 

(1) Für den Informationsaustausch und die Zusammenarbeit 
im Bereich der Grenzüberwachung nutzen die Mitgliedstaaten 
und die Agentur unter Berücksichtigung der bestehenden Me­
chanismen für Informationsaustausch und Zusammenarbeit den 
EUROSUR-Rahmen, der folgende Komponenten umfasst: 

a) nationale Koordinierungszentren, 

b) nationale Lagebilder; 

c) ein Kommunikationsnetz; 

d) ein europäisches Lagebild; 

e) ein gemeinsames Informationsbild des Grenzvorbereichs; 

f) eine gemeinsame Anwendung von Überwachungsinstrumen­
ten. 

(2) Die nationalen Koordinierungszentren stellen der Agentur 
über das Kommunikationsnetz Informationen aus ihren natio­
nalen Lagebildern zur Verfügung, die für die Erstellung und 
regelmäßige Aktualisierung des europäischen Lagebilds und 
des gemeinsamen Informationsbilds des Grenzvorbereichs erfor­
derlich sind. 

(3) Die Agentur gewährt den nationalen Koordinierungszen­
tren über das Kommunikationsnetz uneingeschränkten Zugang 
zum europäischen Lagebild und zum gemeinsamen Informati­
onsbild des Grenzvorbereichs. 

(4) Die in Absatz 1 aufgeführten Komponenten werden im 
Einklang mit den im Anhang erläuterten Grundsätzen einge­
richtet und betreut. 

Artikel 5 

Nationales Koordinierungszentrum 

(1) Jeder Mitgliedstaat benennt, betreibt und betreut ein na­
tionales Koordinierungszentrum, das die Tätigkeiten koordiniert 
und Informationen zwischen allen Behörden mit Zuständigkeit 
für die Außengrenzenüberwachung auf nationaler Ebene sowie 
mit den anderen nationalen Koordinierungszentren und der 

Agentur austauscht. Jeder Mitgliedstaat setzt die Kommission 
von der Einrichtung seines nationalen Koordinierungszentrums 
in Kenntnis, woraufhin die Kommission unverzüglich die ande­
ren Mitgliedstaaten und die Agentur darüber informiert. 

(2) Unbeschadet des Artikels 17 und im Rahmen von 
EUROSUR ist das nationale Koordinierungszentrum die zentrale 
Kontaktstelle für den Informationsaustausch und die Zusam­
menarbeit mit den anderen nationalen Koordinierungszentren 
und mit der Agentur. 

(3) Das nationale Koordinierungszentrum 

a) gewährleistet den zeitnahen Informationsaustausch und die 
zeitnahe Zusammenarbeit zwischen allen nationalen Behör­
den mit Zuständigkeit für die Außengrenzenüberwachung 
sowie mit den anderen nationalen Koordinierungszentren 
und der Agentur; 

b) gewährleistet den zeitnahen Informationsaustausch mit den 
Such- und Rettungs-, den Strafverfolgungs-, den Asyl- und 
den Einwanderungsbehörden auf nationaler Ebene; 

c) trägt zu einem wirksamen und effizienten Ressourcen- und 
Personalmanagement bei; 

d) erstellt und betreut das nationale Lagebild gemäß Artikel 9; 

e) unterstützt die Planung und Durchführung der nationalen 
Grenzüberwachungstätigkeiten; 

f) koordiniert das nationale Grenzüberwachungssystem im Ein­
klang mit dem nationalen Recht; 

g) trägt zur regelmäßigen Messung der Auswirkungen nationa­
ler Grenzüberwachungstätigkeiten für die Zwecke dieser Ver­
ordnung bei; 

h) koordiniert unbeschadet der Befugnisse der Agentur und der 
Mitgliedstaaten die operativen Maßnahmen mit anderen Mit­
gliedstaaten. 

(4) Das nationale Koordinierungszentrum ist rund um die 
Uhr und sieben Tage pro Woche in Betrieb. 

Artikel 6 

Die Agentur 

(1) Die Agentur 

a) errichtet und pflegt das EUROSUR-Kommunikationsnetz ge­
mäß Artikel 7;

DE 6.11.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 295/15



b) erstellt und betreut das europäische Lagebild gemäß Arti­
kel 10; 

c) erstellt und betreut das gemeinsame Informationsbild des 
Grenzvorbereichs gemäß Artikel 11; 

d) koordiniert die gemeinsame Anwendung von Über­
wachungsinstrumenten gemäß Artikel 12. 

(2) Für die Zwecke von Absatz 1 ist die Agentur rund um 
die Uhr und sieben Tage pro Woche in Betrieb. 

Artikel 7 

Kommunikationsnetz 

(1) Die Agentur errichtet und pflegt ein Kommunikations­
netz, um Kommunikations- und Analyseinstrumente bereit­
zustellen und den Austausch von nicht als Verschlusssache ein­
gestuften sensiblen Informationen und von Verschlusssachen auf 
sichere Weise und echtzeitnah mit und zwischen den nationalen 
Koordinierungszentren zu ermöglichen. Das Netz ist rund um 
die Uhr und sieben Tage pro Woche einsatzfähig und ermög­
licht 

a) einen echtzeitnahen bilateralen und multilateralen Informati­
onsaustausch; 

b) Telefon- und Videokonferenzen; 

c) die sichere Verwendung, Speicherung, Übermittlung und Ver­
arbeitung von nicht als Verschlusssache eingestuften sensi­
blen Informationen; 

d) die sichere Verwendung, Speicherung, Übermittlung und Ver­
arbeitung von EU-Verschlusssachen bis zu der Stufe RE­
STREINT UE/EU RESTRICTED oder den entsprechenden na­
tionalen Sicherheitseinstufungen, wobei sichergestellt wird, 
dass ein separater, ordnungsgemäß zugelassener Teil des 
Kommunikationsnetzes für die Verwendung, Speicherung, 
Übermittlung und Verarbeitung von Verschlusssachen vor­
gesehen ist. 

(2) Die Agentur leistet technische Unterstützung und stellt 
sicher, dass das Kommunikationsnetz mit allen anderen ein­
schlägigen von der Agentur verwalteten Kommunikations- und 
Informationssystemen interoperabel ist. 

(3) Der Austausch, die Verarbeitung und die Speicherung von 
nicht als Verschlusssache eingestuften sensiblen Informationen 
und von Verschlusssachen im Kommunikationsnetz durch die 
Agentur erfolgen im Einklang mit Artikel 11d der Verordnung 
(EG) Nr. 2007/2004. 

(4) Der Austausch, die Verarbeitung und die Speicherung von 
nicht als Verschlusssache eingestuften sensiblen Informationen 
und von Verschlusssachen im Kommunikationsnetz durch die 

nationalen Koordinierungszentren erfolgen nach Vorschriften 
und Standards, die mit den in der Geschäftsordnung der Kom­
mission ( 1 ) festgelegten gleichwertig sind. 

(5) Die Behörden, Einrichtungen und sonstigen Stellen der 
Mitgliedstaaten, die das Kommunikationsnetz nutzen, stellen 
sicher, dass beim Umgang mit als Verschlusssache eingestuften 
Informationen Sicherheitsvorschriften und Standards eingehalten 
werden, die mit den von der Agentur angewandten gleichwertig 
sind. 

KAPITEL II 

Lagebewusstsein 

Artikel 8 

Lagebilder 

(1) Die nationalen Lagebilder, das europäische Lagebild und 
das gemeinsame Informationsbild des Grenzvorbereichs werden 
durch Erfassung, Bewertung, Zusammenstellung, Analyse, Aus­
legung, Erzeugung, Visualisierung und Verbreitung von Informa­
tionen erstellt. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Bilder umfassen folgende 
Schichten: 

a) eine Ereignisschicht; 

b) eine Einsatzschicht; 

c) eine Analyseschicht. 

Artikel 9 

Nationales Lagebild 

(1) Die nationalen Koordinierungszentren erstellen ein natio­
nales Lagebild und aktualisieren es regelmäßig mit dem Ziel, 
allen Behörden mit Zuständigkeit für die Kontrolle und ins­
besondere die Überwachung der Außengrenzen auf nationaler 
Ebene zweckmäßige, sachlich richtige und zeitnahe Informatio­
nen zur Verfügung zu stellen. 

(2) Das nationale Lagebild wird aus Informationen folgender 
Quellen zusammengestellt: 

a) des nationalen Grenzüberwachungssystems nach Maßgabe 
des nationalen Rechts; 

b) ortsfester und mobiler Sensoren, die von den nationalen 
Behörden mit Zuständigkeit für die Außengrenzenüber­
wachung betrieben werden; 

c) von Grenzpatrouillen und sonstigen Beobachtungsmissionen; 

d) lokaler, regionaler und sonstiger Koordinierungszentren;
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e) sonstiger relevanter nationaler Behörden und Systeme, ein­
schließlich Verbindungsbeamten, Einsatzzentren und Kon­
taktstellen; 

f) der Agentur; 

g) nationaler Koordinierungszentren anderer Mitgliedstaaten; 

h) der Behörden von Drittländern auf der Grundlage bilateraler 
oder multilateraler Übereinkünfte und regionaler Netze nach 
Artikel 20; 

i) Schiffsmeldesystemen im Einklang mit ihren jeweiligen 
Rechtsgrundlagen; 

j) sonstiger einschlägiger europäischer und internationaler Or­
ganisationen; 

k) sonstiger Quellen. 

(3) Die Ereignisschicht des nationalen Lagebilds umfasst fol­
gende Teilschichten: 

a) eine Teilschicht unbefugte Grenzübertritte, einschließlich In­
formationen, die dem nationalen Koordinierungszentrum 
über Vorfälle vorliegen, die sich auf ein Risiko für das Leben 
von Migranten beziehen; 

b) eine Teilschicht grenzüberschreitende Kriminalität; 

c) eine Teilschicht Krisensituationen; 

d) eine Teilschicht sonstige Ereignisse, die Informationen zu 
unbekannten und verdächtigen Fahrzeugen, Schiffen und an­
deren Wasserfahrzeugen sowie Personen an den, entlang der 
oder in der Nähe der Außengrenzen des betreffenden Mit­
gliedstaats sowie zu sonstigen Ereignissen enthält, die sich 
erheblich auf die Kontrolle der Außengrenzen auswirken 
könnten. 

(4) Das nationale Koordinierungszentrum teilt jedem Vorfall 
in der Ereignisschicht des nationalen Lagebilds eine einzige in­
dikative Einstufung hinsichtlich seiner Auswirkungen zu, die 
von gering („low“) und mittel („medium“) bis hoch („high“) geht. 
Sämtliche Vorfälle sind der Agentur zu melden. 

(5) Die Einsatzschicht des nationalen Lagebilds umfasst fol­
gende Teilschichten: 

a) eine Teilschicht eigene Kräfte, einschließlich der zur Unter­
stützung von Strafverfolgungsoperationen eingesetzten mi­
litärische Kräfte, und Einsatzgebiete, die Informationen zum 
Standort, zum Status und zur Art der eigenen Kräfte sowie 
zu den beteiligten Behörden enthält. In Bezug auf die 
zur Unterstützung von Strafverfolgungsoperationen 
eingesetzten militärischen Kräfte kann das nationale 

Koordinierungszentrum auf Ersuchen der für diese Kräfte 
zuständigen nationalen Behörde beschließen, den Zugang 
zu diesen Informationen nach dem Grundsatz „Kenntnis 
nur, wenn nötig“ zu beschränken; 

b) eine Teilschicht Umweltinformationen, die Informationen 
über das Terrain und die Witterungsbedingungen an den 
Außengrenzen des betreffenden Mitgliedstaats enthält oder 
den Zugriff auf solche Informationen ermöglicht. 

(6) Informationen zu den eigenen Kräften in der Einsatz­
schicht erhalten die Sicherheitseinstufung „RESTREINT UE/EU 
RESTRICTED“. 

(7) Die Analyseschicht des nationalen Lagebilds umfasst fol­
gende Teilschichten: 

a) eine Teilschicht Information, die wichtige Entwicklungen und 
Indikatoren enthält, die für die Zwecke dieser Verordnung 
von Belang sind; 

b) eine Teilschicht Analyse, die Analyseberichte, Risikoeinstu­
fungstrends, regionale Beobachtungen und Informationsver­
merke enthält, die für die Zwecke dieser Verordnung von 
Belang sind; 

c) eine Teilschicht Erkenntnisse, die analysierte Informationen 
enthält, die für die Zwecke dieser Verordnung und insbeson­
dere für die Einstufung der Auswirkungen auf Abschnitte der 
Außengrenzen von Belang sind; 

d) eine Teilschicht Bildmaterial und Geodaten, die Bezugsbilder, 
Hintergrundkarten, Validierungen analysierter Informationen, 
Änderungsanalysen (Erdbeobachtungsbilder) sowie Verände­
rungserkennungsdaten, georeferenzierte Daten und Karten 
enthält, die die Durchlässigkeit der Außengrenzen zeigen. 

(8) Die in der Analyseschicht enthaltenen Informationen und 
die Umweltinformationen in der Einsatzschicht des nationalen 
Lagebilds können auf Informationen aus dem europäischen La­
gebild und aus dem gemeinsamen Informationsbild des Grenz­
vorbereichs basieren. 

(9) Die nationalen Koordinierungszentren benachbarter Mit­
gliedstaaten tauschen direkt und echtzeitnah Informationen aus 
ihren Lagebildern der benachbarten Außengrenzabschnitte zu 
folgenden Aspekten untereinander aus: 

a) zu Vorfällen und zu sonstigen wichtigen in der Ereignis­
schicht enthaltenen Vorkommnissen; 

b) zu den in der Analyseschicht enthaltenen taktischen Risiko­
analysen.
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(10) Die nationalen Koordinierungszentren benachbarter Mit­
gliedstaaten können untereinander direkt und echtzeitnah Infor­
mationen aus ihren Lagebildern der benachbarten Außengrenz­
abschnitte betreffend Standorte, Status und Art der in den be­
nachbarten Außengrenzabschnitten eingesetzten eigenen Kräfte, 
die in der Einsatzschicht enthalten sind, austauschen. 

Artikel 10 

Europäisches Lagebild 

(1) Die Agentur erstellt ein europäisches Lagebild und aktua­
lisiert es regelmäßig mit dem Ziel, den nationalen Koordinie­
rungszentren zweckmäßige, sachlich richtige und zeitnahe In­
formationen und Analysen zur Verfügung zu stellen. 

(2) Das europäische Lagebild wird aus Informationen folgen­
der Quellen zusammengestellt: 

a) nationaler Lagebilder, soweit dies durch diesen Artikel vor­
gegeben ist; 

b) der Agentur; 

c) der Kommission, die strategische Informationen zur Grenz­
kontrolle, einschließlich zu Defiziten bei der Durchführung 
der Kontrolle der Außengrenzen, bereitstellt; 

d) der Delegationen und Büros der Union; 

e) anderer zuständiger Einrichtungen und sonstiger Stellen der 
Union und internationaler Organisationen nach Artikel 18; 

f) sonstiger Quellen. 

(3) Die Ereignisschicht des europäischen Lagebilds enthält 
Informationen zu: 

a) Vorfällen und sonstigen in der Ereignisschicht des nationalen 
Lagebilds enthaltenen Vorkommnissen; 

b) Vorfällen und sonstigen im gemeinsamen Informationsbild 
des Grenzvorbereichs enthaltenen Vorkommnissen; 

c) Vorfällen im Einsatzgebiet einer von der Agentur koordinier­
ten gemeinsamen Aktion oder eines von ihr koordinierten 
Pilotprojekts oder Soforteinsatzes. 

(4) Im europäischen Lagebild berücksichtigt die Agentur die 
Einstufung, die das nationale Koordinierungszentrum im natio­
nalen Lagebild für einen bestimmten Vorfall vorgenommen hat. 

(5) Die Einsatzschicht des europäischen Lagebilds umfasst 
folgende Teilschichten: 

a) eine Teilschicht eigene Kräfte, die Informationen zum Stand­
ort, zum Einsatzzeitpunkt, zum Status und zur Art der an 
gemeinsamen Aktionen, Pilotprojekten und Soforteinsätzen 
der Agentur beteiligten oder der Agentur zur Verfügung 
gestellten Kräfte sowie den Einsatzplan enthält, einschließlich 
der Angabe des Einsatzgebiets, der Zeitpläne für Patrouillen 
und der Kommunikationscodes; 

b) eine Teilschicht Einsätze, die Informationen zu von der 
Agentur koordinierten gemeinsamen Aktionen, Pilotprojek­
ten und Soforteinsätzen enthält, darunter der Auftrag, Stand­
ort, Status, die Dauer, Angaben zu den beteiligten Mitglied­
staaten und anderen Teilnehmern, tägliche und wöchentliche 
Lageberichte, statistische Daten und Informationspakete für 
die Medien; 

c) eine Teilschicht Umweltinformationen, die Informationen 
über das Terrain und die Witterungsbedingungen an den 
Außengrenzen umfasst. 

(6) Informationen zu den eigenen Kräften in der Einsatz­
schicht des europäischen Lagebilds erhalten die Sicherheitsein­
stufung „RESTREINT UE/EU RESTRICTED“. 

(7) Die Struktur der Analyseschicht des europäischen La­
gebilds entspricht der des in Artikel 9 Absatz 7 genannten 
nationalen Lagebilds. 

Artikel 11 

Gemeinsames Informationsbild des Grenzvorbereichs 

(1) Die Agentur erstellt ein gemeinsames Informationsbild 
des Grenzvorbereichs und aktualisiert es regelmäßig mit dem 
Ziel, den nationalen Koordinierungszentren zweckmäßige, sach­
lich richtige und zeitnahe Informationen und Analysen für den 
Grenzvorbereich zur Verfügung zu stellen. 

(2) Das gemeinsame Informationsbild des Grenzvorbereichs 
wird aus Informationen folgender Quellen zusammengestellt: 

a) nationaler Koordinierungszentren, einschließlich Informatio­
nen und Berichte, die von den Verbindungsbeamten der Mit­
gliedstaaten über die zuständigen nationalen Behörden be­
reitgestellt wurden; 

b) der Delegationen und Büros der Union; 

c) der Agentur, einschließlich der von ihren Verbindungsbeam­
ten bereitgestellten Informationen und Berichte; 

d) anderer zuständiger Einrichtungen und sonstiger Stellen der 
Union und internationaler Organisationen nach Artikel 18;
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e) der Behörden von Drittländern auf der Grundlage bilateraler 
oder multilateraler Übereinkünfte und regionaler Netze nach 
Artikel 20, wobei die Informationen über die nationalen 
Koordinierungszentren weitergeleitet werden; 

f) sonstiger Quellen. 

(3) Das gemeinsame Informationsbild des Grenzvorbereichs 
kann Informationen enthalten, die für die Überwachung der 
Luftgrenze und Kontrollen an den Außengrenzübergangsstellen 
von Belang sind. 

(4) Die Struktur der Ereignis-, Einsatz- und Analyseschichten 
des gemeinsamen Informationsbilds des Grenzvorbereichs ent­
spricht der des in Artikel 10 genannten europäischen Lagebilds. 

(5) Die Agentur nimmt für jeden Vorfall in der Ereignis­
schicht des gemeinsamen Informationsbilds des Grenzvor­
bereichs eine einzige indikative Einstufung vor. Sie setzt die 
nationalen Koordinierungszentren von allen Vorfällen im 
Grenzvorbereich in Kenntnis. 

Artikel 12 

Gemeinsame Anwendung von Überwachungsinstrumenten 

(1) Die Agentur koordiniert die gemeinsame Anwendung der 
Überwachungsinstrumente, damit den nationalen Koordinie­
rungszentren und der Agentur regelmäßig und kosteneffizient 
zuverlässige Informationen über die Überwachung der Außen­
grenzen und im Grenzvorbereich zur Verfügung stehen. 

(2) Die Agentur stellt einem nationalen Koordinierungszen­
trum auf dessen Antrag Informationen zu den Außengrenzen 
des den Antrag stellenden Mitgliedstaats und zum Grenzvor­
bereich zur Verfügung, die bei folgenden Tätigkeiten erfasst 
werden können: 

a) selektive Beobachtung ausgewiesener Häfen und Küsten von 
Drittländern, die Risikoanalysen und Informationen zufolge 
als Basis für die Einschiffung oder den Transit von Schiffen 
oder anderen Wasserfahrzeugen dienen, die für die illegale 
Einwanderung oder grenzüberschreitende Kriminalität be­
nutzt werden; 

b) Verfolgung von Schiffen oder anderen Wasserfahrzeugen auf 
hoher See, die mutmaßlich oder nachweislich für illegale 
Einwanderung oder grenzüberschreitende Kriminalität be­
nutzt werden; 

c) Beobachtung bestimmter Seegebiete mit dem Ziel, Schiffe 
und andere Wasserfahrzeuge aufzuspüren, zu identifizieren 
und zu verfolgen, wenn diese tatsächlich oder mutmaßlich 
für illegale Einwanderung oder grenzüberschreitende Krimi­
nalität benutzt werden; 

d) Umweltbewertung für bestimmte Seegebiete und für Gebiete 
entlang der Landaußengrenze mit dem Ziel, die Beobach­
tungs- und Patrouillentätigkeiten zu optimieren; 

e) selektive Beobachtung ausgewiesener Grenzvorbereiche an 
den Außengrenzen, die Risikoanalysen und Informationen 
zufolge möglicherweise als Abreise- oder Transitbereich für 
illegale Einwanderung oder grenzüberschreitende Kriminalität 
benutzt werden. 

(3) Die Agentur stellt die in Absatz 1 genannten Informatio­
nen zur Verfügung, indem sie Daten kombiniert und auswertet, 
die aus folgenden Systemen, Sensoren und Plattformen erhoben 
werden können: 

a) von Schiffsmeldesystemen im Einklang mit ihren jeweiligen 
Rechtsgrundlagen; 

b) Satellitenbildern; 

c) Sensoren, die auf Fahrzeugen, Schiffen oder anderen Wasser­
fahrzeugen montiert sind. 

(4) Die Agentur kann den Antrag eines nationalen Koordinie­
rungszentrums aus technischen, finanziellen oder operativen 
Gründen ablehnen. Die Agentur teilt dem nationalen Koordinie­
rungszentrum rechtzeitig die Gründe für die Ablehnung des 
Antrags mit. 

(5) Die Agentur kann auf eigene Initiative die in Absatz 2 
genannten Überwachungsinstrumente zur Erfassung von Infor­
mationen nutzen, die für das gemeinsame Informationsbild des 
Grenzvorbereichs von Belang sind. 

Artikel 13 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Wird das nationale Lagebild zur Verarbeitung personen­
bezogener Daten verwendet, so werden diese Daten gemäß der 
Richtlinie 95/46/EG, dem Rahmenbeschluss 2008/977/JI und 
den einschlägigen nationalen Datenschutzvorschriften verarbei­
tet. 

(2) Das europäische Lagebild und das gemeinsame Informa­
tionsbild des Grenzvorbereichs dürfen nur für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten benutzt werden, die Schiffsidentifizie­
rungsnummern betreffen. 

Diese Daten werden gemäß Artikel 11ca der Verordnung (EG) 
Nr. 2007/2004 verarbeitet. Ihre Verarbeitung erfolgt ausschließ­
lich zur Aufspürung, Identifizierung und Verfolgung von Schif­
fen sowie für die in Artikel 11c Absatz 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 2007/2004 genannten Zwecke. Sie werden innerhalb von 
sieben Tagen oder, falls mehr Zeit für die Verfolgung eines 
Schiffes benötigt wird, innerhalb von zwei Monaten nach Ein­
gang der Daten bei der Agentur automatisch gelöscht.
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KAPITEL III 

Reaktionsfähigkeit 

Artikel 14 

Abgrenzung der Außengrenzabschnitte 

Für die Zwecke dieser Verordnung nimmt jeder Mitgliedstaat 
eine Unterteilung seiner Land- und Seeaußengrenze in Grenz­
abschnitte vor; er teilt diese Grenzabschnitte der Agentur mit. 

Artikel 15 

Einstufung der Außengrenzabschnitte 

(1) Ausgehend von den Risikoanalysen der Agentur stuft die 
Agentur im Benehmen mit dem betreffenden Mitgliedstaat die 
einzelnen Abschnitte der Land- und Seeaußengrenzen der Mit­
gliedstaaten wie folgt ein oder ändert diese Einstufung: 

a) geringes Risiko („low impact level“), wenn die Vorfälle im 
Zusammenhang mit illegaler Einwanderung oder grenzüber­
schreitender Kriminalität am betreffenden Grenzabschnitt un­
erhebliche Auswirkungen auf die Grenzsicherheit haben; 

b) mittleres Risiko („medium impact level“), wenn die Vorfälle 
im Zusammenhang mit illegaler Einwanderung oder grenz­
überschreitender Kriminalität am betreffenden Grenz­
abschnitt moderate Auswirkungen auf die Grenzsicherheit 
haben; 

c) hohes Risiko („high impact level“), wenn die Vorfälle im 
Zusammenhang mit illegaler Einwanderung oder grenzüber­
schreitender Kriminalität am betreffenden Grenzabschnitt er­
hebliche Auswirkungen auf die Grenzsicherheit haben. 

(2) Das nationale Koordinierungszentrum prüft regelmäßig 
unter Berücksichtigung der im nationalen Lagebild enthaltenen 
Informationen, ob die Einstufung von Grenzabschnitten geän­
dert werden muss. 

(3) Die Agentur visualisiert die Einstufungen der Außen­
grenzabschnitte im europäischen Lagebild. 

Artikel 16 

Reaktion entsprechend der Einstufung 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die an den Außen­
grenzabschnitten durchgeführten Überwachungstätigkeiten der 
jeweiligen Einstufung wie folgt entsprechen: 

a) Wird einem Außengrenzabschnitt ein geringes Risiko („low 
impact level“) zugeordnet, so organisieren die nationalen Be­
hörden mit Zuständigkeit für die Außengrenzenüberwachung 
eine regelmäßige Überwachung auf der Grundlage einer Ri­
sikoanalyse und gewährleisten, dass im Grenzgebiet 

ausreichend Personal und Ressourcen für Verfolgungs-, Iden­
tifizierungs- und Abfang- beziehungsweise Aufgriffsmaßnah­
men einsatzbereit gehalten werden. 

b) Wird einem Außengrenzabschnitt ein mittleres Risiko („me­
dium impact level“) zugeordnet, so gewährleisten die natio­
nalen Behörden mit Zuständigkeit für die Außengrenzen­
überwachung – zusätzlich zu den nach Buchstabe a zu er­
greifenden Maßnahmen –, dass an diesem Grenzabschnitt 
geeignete Überwachungsmaßnahmen ergriffen werden. 
Wenn solche Überwachungsmaßnahmen ergriffen werden, 
wird das nationale Koordinierungszentrum hierüber in 
Kenntnis gesetzt. Das nationale Koordinierungszentrum ko­
ordiniert jede gemäß Artikel 5 Absatz 3 geleistete Unterstüt­
zung. 

c) Wird einem Außengrenzabschnitt ein hohes Risiko („high 
impact level“) zugeordnet, so gewährleistet der betreffende 
Mitgliedstaat – zusätzlich zu den nach Buchstabe b zu er­
greifenden Maßnahmen – über das nationale Koordinierungs­
zentrum, dass die an diesem Grenzabschnitt tätigen nationa­
len Behörden die erforderliche Unterstützung erhalten und 
dass die Überwachungsmaßnahmen verstärkt werden. Der 
betreffende Mitgliedstaat kann die Agentur um Unterstüt­
zung ersuchen, sofern die Bedingungen für die Einleitung 
von gemeinsamen Aktionen oder Soforteinsätzen gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 vorliegen. 

(2) Das nationale Koordinierungszentrum setzt die Agentur 
regelmäßig von den auf nationaler Ebene gemäß Absatz 1 Buch­
stabe c ergriffenen Maßnahmen in Kenntnis. 

(3) Wird einem an einen Grenzabschnitt eines anderen Mit­
gliedstaats oder eines Landes, mit dem Übereinkünfte oder re­
gionale Netze nach den Artikeln 19 und 20 bestehen, angren­
zenden Außengrenzabschnitt ein mittleres oder hohes Risiko 
(„medium impact level“ oder „high impact level“) zugeordnet, 
so nimmt das nationale Koordinierungszentrum Verbindung 
zu dem nationalen Koordinierungszentrum des benachbarten 
Mitgliedstaats oder der zuständigen Behörde des benachbarten 
Landes auf und bemüht sich um Koordinierung der erforderli­
chen grenzüberschreitenden Maßnahmen. 

(4) Stellt ein Mitgliedstaat einen Antrag gemäß Absatz 1 
Buchstabe c, so kann die Agentur diesen Mitgliedstaat, wenn 
sie diesem Antrag nachkommt, insbesondere durch Folgendes 
unterstützen: 

a) eine vorrangige Behandlung hinsichtlich der gemeinsamen 
Anwendung von Überwachungsinstrumenten; 

b) Koordinierung des Einsatzes von europäischen Grenzschutz­
teams gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2007/2004; 

c) Gewährleistung des Einsatzes von technischer Ausrüstung, 
die der Agentur gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 
zur Verfügung steht;
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d) Koordinierung sonstiger Unterstützungsangebote anderer 
Mitgliedstaaten. 

(5) Die Agentur evaluiert in ihren Risikoanalysen gemeinsam 
mit dem betreffenden Mitgliedstaat die Einstufungen und die 
entsprechenden Maßnahmen auf nationaler Ebene und auf 
Ebene der Union. 

TITEL III 

BESONDERE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 17 

Übertragung von Aufgaben an andere Behörden in den 
Mitgliedstaaten 

(1) Die Mitgliedstaaten können regionalen und lokalen Be­
hörden, Behörden mit Zuständigkeit in einem bestimmten Sach­
bereich oder anderen Behörden, die operative Entscheidungen 
treffen können, die Verantwortung übertragen, in ihrem jewei­
ligen Zuständigkeitsbereich ein angemessenes Lagebewusstsein 
und Reaktionsfähigkeit zu gewährleisten, darunter die in Arti­
kel 5 Absatz 3 Buchstaben c, e und f genannten Aufgaben und 
Befugnisse. 

(2) Der Beschluss eines Mitgliedstaats zur Übertragung von 
Aufgaben nach Absatz 1 darf sich nicht auf die Fähigkeit des 
nationalen Koordinierungszentrums zur Zusammenarbeit und 
zum Austausch von Informationen mit anderen nationalen Ko­
ordinierungszentren und der Agentur auswirken. 

(3) In auf nationaler Ebene zuvor festgelegten Fällen kann 
das nationale Koordinierungszentrum eine Behörde im Sinne 
von Absatz 1 ermächtigen, mit den regionalen Behörden oder 
dem nationalen Koordinierungszentrum eines anderen Mitglied­
staats oder mit den zuständigen Behörden eines Drittlands zu 
kommunizieren und Informationen auszutauschen, voraus­
gesetzt, dass die Behörde ihr eigenes nationales Koordinierungs­
zentrum regelmäßig über diese Kommunikationen und diesen 
Informationsaustausch informiert. 

Artikel 18 

Zusammenarbeit der Agentur mit Dritten 

(1) Die Agentur nutzt die in Organen, anderen Einrichtungen 
und sonstigen Stellen der Union und in internationalen Orga­
nisationen vorhandenen Informationen, Fähigkeiten und Sys­
teme innerhalb der Grenzen des nach ihrem jeweiligen Rechts­
rahmen Zulässigen. 

(2) Die Agentur arbeitet gemäß Absatz 1 insbesondere mit 
folgenden Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der 
Union und internationalen Organisationen zusammen: 

a) dem Europäischen Polizeiamt (Europol) zum Austausch von 
Informationen über grenzüberschreitende Kriminalität für 
das europäische Lagebild; 

b) dem Satellitenzentrum der Europäischen Union, der Europäi­
schen Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs und der 
Europäischen Fischereiaufsichtsagentur zur Gewährleistung 
der gemeinsamen Anwendung von Überwachungsinstrumen­
ten; 

c) der Kommission, dem Europäischen Auswärtigen Dienst und 
den Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, ein­
schließlich dem Europäischen Unterstützungsbüro für Asyl­
fragen, die der Agentur Informationen zur Verfügung stellen 
können, die zur Aktualisierung des europäischen Lagebilds 
und des gemeinsamen Informationsbilds des Grenzvor­
bereichs von Belang sind; 

d) internationalen Organisationen, die der Agentur Informatio­
nen geben können, die zur Aktualisierung des europäischen 
Lagebilds und des gemeinsamen Informationsbilds des 
Grenzvorbereichs von Belang sind. 

(3) Die Agentur kann gemäß Absatz 1 mit dem Operations­
zentrum für den Kampf gegen den Drogenhandel im Atlantik 
(MAOC-N) und dem Koordinationszentrum für die Bekämpfung 
des Drogenhandels im Mittelmeer (Centre de Coordination pour 
la lutte antidrogue en Méditerranée – CeCLAD-M) zum Aus­
tausch von Informationen über grenzüberschreitende Kriminali­
tät für das europäische Lagebild zusammenarbeiten. 

(4) Informationen werden zwischen der Agentur und den in 
den Absätzen 2 und 3 genannten Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union und internationalen Organisationen über das 
in Artikel 7 genannte Kommunikationsnetz oder andere Kom­
munikationsnetze, die das Verfügbarkeits-, das Vertraulichkeits- 
und das Integritätskriterium erfüllen, ausgetauscht. 

(5) Die Zusammenarbeit zwischen der Agentur und den Ein­
richtungen und sonstigen Stellen der Union und internationalen 
Organisationen gemäß den Absätzen 2 und 3 wird im Rahmen 
von Arbeitsvereinbarungen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
2007/2004 und der jeweiligen Rechtsgrundlage der betreffen­
den Einrichtung oder sonstigen Stelle der Union oder der be­
treffenden internationalen Organisation geregelt. Darin wird zu­
dem hinsichtlich des Umgangs mit Verschlusssachen festgelegt, 
dass die betreffende Einrichtung oder sonstige Stelle der Union 
oder die betreffende internationale Organisation Sicherheitsvor­
schriften und Standards einzuhalten hat, die den von der Agen­
tur angewandten gleichwertig sind. 

(6) Die in den Absätzen 2 und 3 genannten Einrichtungen 
und sonstigen Stellen der Union und internationalen Organisa­
tionen nutzen die im Zusammenhang mit EUROSUR erhaltenen 
Informationen ausschließlich nach Maßgabe ihres Rechtsrah­
mens und unter Beachtung der Grundrechte, einschließlich der 
Datenschutzerfordernisse.
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Artikel 19 

Zusammenarbeit mit Irland und dem Vereinigten 
Königreich 

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung können der Informa­
tionsaustausch und die Zusammenarbeit mit Irland und dem 
Vereinigten Königreich auf der Grundlage bilateraler oder multi­
lateraler Übereinkünfte zwischen Irland oder dem Vereinigten 
Königreich und einem oder mehreren benachbarten Mitglied­
staaten oder über regionale Netze, die sich auf diese Überein­
künfte stützen, erfolgen. Die nationalen Koordinierungszentren 
der Mitgliedstaaten dienen als Kontaktstellen für den Informati­
onsaustausch mit den entsprechenden Behörden Irlands und des 
Vereinigten Königreichs innerhalb von EUROSUR. Der Ab­
schluss einer solchen Übereinkunft wird der Kommission mit­
geteilt. 

(2) Die Übereinkünfte nach Absatz 1 beschränken sich auf 
den folgenden Austausch von Informationen zwischen dem na­
tionalen Koordinierungszentrum eines Mitgliedstaats und der 
entsprechenden Behörde Irlands oder des Vereinigten König­
reichs: 

a) Informationen, die im nationalen Lagebild eines Mitglied­
staats enthalten sind, soweit sie der Agentur für die Zwecke 
des europäischen Lagebilds und des gemeinsamen Informa­
tionsbilds des Grenzvorbereichs übermittelt worden sind, 

b) Informationen, die von Irland und dem Vereinigten König­
reich zusammengestellt wurden und für die Zwecke des eu­
ropäischen Lagebilds und des gemeinsamen Informations­
bilds des Grenzvorbereichs von Belang sind, 

c) Informationen gemäß Artikel 9 Absatz 9. 

(3) Informationen, die die Agentur oder ein Mitgliedstaat, der 
keine Partei einer Übereinkunft gemäß Absatz 1 ist, im Rahmen 
von EUROSUR bereitgestellt hat, werden nicht ohne vorherige 
Genehmigung der Agentur bzw. dieses Mitgliedstaates an Irland 
oder das Vereinigte Königreich weitergegeben. Die Verweigerung 
der Genehmigung, diese Informationen an Irland bzw. das Ver­
einigte Königreich weiterzugeben, ist für die Mitgliedstaaten und 
für die Agentur bindend. 

(4) Die Weitergabe oder sonstige Bekanntgabe der nach die­
sem Artikel ausgetauschten Informationen an Drittländer oder 
sonstige Dritte ist untersagt. 

(5) Die Vereinbarungen nach Absatz 1 umfassen Vorschriften 
bezüglich der finanziellen Kosten, die sich aus der Teilnahme 
Irlands und des Vereinigten Königreichs an der Durchführung 
dieser Übereinkünfte ergeben. 

Artikel 20 

Zusammenarbeit mit benachbarten Drittländern 

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung können die Mitglied­
staaten mit einem oder mehreren benachbarten Drittländern 
Informationen austauschen und mit diesen Drittländern zusam­
menarbeiten. Ein solcher Informationsaustausch und eine solche 
Zusammenarbeit erfolgt auf der Grundlage bilateraler oder 

multilateraler Übereinkünfte oder über regionale Netze, die auf 
der Grundlage dieser Übereinkünfte aufgebaut wurden. Die na­
tionalen Koordinierungszentren der Mitgliedstaaten dienen als 
Kontaktstellen für den Informationsaustausch mit benachbarten 
Drittländern. 

(2) Vor dem Abschluss einer Übereinkunft nach Absatz 1 
übermitteln die betroffenen Mitgliedstaaten diese Übereinkunft 
der Kommission; die Kommission überprüft, ob die für 
EUROSUR relevanten Bestimmungen der Übereinkunft mit die­
ser Verordnung vereinbar sind. Sobald die Übereinkunft abge­
schlossen ist, übermittelt der betroffene Mitgliedstaat diese der 
Kommission, die das Europäische Parlament, den Rat und die 
Agentur darüber unterrichtet. 

(3) Die Übereinkünfte, auf die in Absatz 1 Bezug genommen 
wird, stehen im Einklang mit dem einschlägigen Unions- und 
Völkerrecht im Bereich Grundrechte und internationaler Schutz, 
einschließlich der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union, der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 
insbesondere dem Grundsatz der Nichtzurückweisung. 

(4) Der Austausch personenbezogener Daten mit Drittlän­
dern im Rahmen von EUROSUR beschränkt sich auf das für 
die Zwecke der vorliegenden Verordnung unbedingt erforderli­
che Maß. Er erfolgt im Einklang mit der Richtlinie 95/46/EG, 
des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI und der einschlägigen na­
tionalen Datenschutzvorschriften. 

(5) Der Austausch von Informationen gemäß Absatz 1, die 
einem Drittland Informationen geben, die dazu verwendet wer­
den könnten, Personen oder Gruppen von Personen ausfindig 
zu machen, deren Antrag auf internationalen Schutz noch ge­
prüft wird oder die ernsthaft gefährdet sind, Opfer von Folter, 
einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung oder 
Strafe oder einer anderen Verletzung der Grundrechte zu wer­
den, ist untersagt. 

(6) Der Austausch von Informationen gemäß Absatz 1 hält 
die in bilateralen und multilateralen Übereinkünften mit benach­
barten Drittländern festgelegten Bedingungen ein. 

(7) Informationen, die die Agentur oder ein Mitgliedstaat, der 
keine Partei einer Übereinkunft gemäß Absatz 1 ist, im Rahmen 
von EUROSUR bereitgestellt hat, werden nicht ohne vorherige 
Genehmigung der Agentur bzw. dieses Mitgliedstaates an ein 
Drittland weitergegeben. Die Verweigerung der Genehmigung, 
diese Informationen an das betreffende Drittland weiterzugeben, 
ist für die Mitgliedstaaten und für die Agentur bindend. 

(8) Die Weitergabe oder sonstige Bekanntgabe der nach die­
sem Artikel ausgetauschten Informationen an weitere Drittlän­
der oder sonstige Dritte ist untersagt. 

(9) Der Austausch von Informationen, die durch die gemein­
same Anwendung von Überwachungsinstrumenten erlangt wur­
den, mit Drittländern unterliegt den Rechtsvorschriften und Re­
geln für diese Instrumente sowie den einschlägigen Bestimmun­
gen der Richtlinie 95/46/EG, der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 
und des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI.
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Artikel 21 

Handbuch 

(1) Die Kommission erstellt in enger Zusammenarbeit mit 
den Mitgliedstaaten, der Agentur und anderen einschlägigen 
Einrichtungen oder sonstigen Stellen der Union ein praktisches 
Handbuch für die Anwendung und Verwaltung von EUROSUR 
(im Folgenden „Handbuch“). Das Handbuch enthält technische 
und operative Leitlinien, Empfehlungen und bewährten Verfah­
ren, auch für die Zusammenarbeit mit Drittstaaten. Die Kom­
mission nimmt dieses Handbuch in Form einer Empfehlung an. 

(2) Die Kommission kann nach Konsultation mit den Mit­
gliedstaaten und der Agentur beschließen, Teile des Handbuchs 
entsprechend den Vorschriften der Geschäftsordnung der Kom­
mission als RESTREINT UE/EU RESTRICTED einzustufen. 

Artikel 22 

Überwachung und Evaluierung 

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung stellen die Agentur 
und die Mitgliedstaaten sicher, dass Verfahren für die Über­
wachung des technischen und operativen Funktionierens von 
EUROSUR unter Berücksichtigung der Ziele eines angemessenen 
Lagebewusstseins und einer angemessenen Reaktionsfähigkeit an 
den Außengrenzen und der Einhaltung der Grundrechte ein­
schließlich des Grundsatzes der Nichtzurückweisung vorhanden 
sind. 

(2) Die Agentur legt dem Europäischen Parlament und dem 
Rat bis zum 1. Dezember 2015 und danach alle zwei Jahre 
einen Bericht über das Funktionieren von EUROSUR vor. 

(3) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und 
dem Rat bis zum 1. Dezember 2016 und danach alle vier Jahre 
eine Gesamtevaluierung von EUROSUR vor. Diese Evaluierung 
umfasst eine Bewertung der Ergebnisse anhand der Ziele, eine 
Bewertung der fortdauernden Gültigkeit der zugrunde liegenden 
Überlegungen, eine Bewertung der Anwendung dieser Verord­
nung in den Mitgliedstaaten und durch die Agentur, eine Be­
wertung der Beachtung der Grundrechte und der Auswirkungen 
auf die Grundrechte. Es enthält auch eine Kosten-Nutzen-Evalu­
ierung. Gegebenenfalls werden der Evaluierung geeignete Vor­
schläge für eine Änderung dieser Verordnung beigefügt. 

(4) Die Mitgliedstaaten stellen der Agentur die für die Be­
richterstattung nach Absatz 2 erforderlichen Informationen 
zur Verfügung. 

Die Agentur stellt der Kommission die für die in Absatz 3 
genannte Evaluierung erforderlichen Informationen zur Ver­
fügung. 

Artikel 23 

Änderungen der Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 

Die Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 wird wie folgt geändert: 

(1) Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe i erhält folgende Fassung: 

„i) Bereitstellung der erforderlichen Unterstützung für die 
Entwicklung und den Betrieb eines europäischen Grenz­
überwachungssystems und gegebenenfalls für die Ent­
wicklung eines gemeinsamen Raums für den Austausch 
von Informationen, einschließlich für die Interoperabili­
tät der Systeme, insbesondere durch Einrichtung, Betreu­
ung und Koordinierung des EUROSUR-Rahmens im Ein­
klang mit der Verordnung (EU) Nr. 1052/2013 des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates (*) 

___________ 
(*) Verordnung (EU) Nr. 1052/2013 des Europäischen Par­

laments und des Rates vom 22. Oktober 2013 zur Ein­
richtung eines Europäischen Grenzüberwachungssystems 
(EUROSUR) (ABl L 295 vom 6.11.2013, S. 11).“ 

(2) Folgender Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 11ca 

Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen 
von EUROSUR 

Die Agentur kann personenbezogene Daten gemäß Arti­
kel 13 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1052/2013 ver­
arbeiten, der im Einklang mit den in Artikel 11a der vor­
liegenden Verordnung genannten Maßnahmen angewandt 
wird. Bei der Verarbeitung solcher Daten werden insbeson­
dere die Grundsätze der Notwendigkeit und der Verhältnis­
mäßigkeit eingehalten; die Weitergabe oder sonstige Be­
kanntgabe der von der Agentur verarbeiteten personenbezo­
genen Daten an Drittländer ist untersagt.“ 

Artikel 24 

Inkrafttreten und Geltungsbeginn 

(1) Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

(2) Diese Verordnung gilt ab dem 2. Dezember 2013. 

(3) Bulgarien, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, 
Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Portugal, Ru­
mänien, die Slowakei, Slowenien, Spanien, Ungarn und Zypern 
richten ab dem 2. Dezember 2013 ein nationales Koordinie­
rungszentrum gemäß Artikel 5 ein. 

Die übrigen Mitgliedstaaten richten ab dem 1. Dezember 2014 
ein nationales Koordinierungszentrum gemäß Artikel 5 ein.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß den Verträgen unmittel­
bar in den Mitgliedstaaten. 

Geschehen zu Straßburg am 22. Oktober 2013. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

V. LEŠKEVIČIUS
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ANHANG 

Die Komponenten des EUROSUR-Rahmens werden unter Berücksichtigung der nachstehenden Grundsätze eingerichtet, 
betrieben und betreut: 

a) Grundsatz der Interessengemeinschaften: Die nationalen Koordinierungszentren und die Agentur bilden Interessen­
gemeinschaften für den Informationsaustausch und die Zusammenarbeit im Rahmen von EUROSUR. Einzelne na­
tionale Koordinierungszentren und die Agentur schließen sich zu Interessengemeinschaften zusammen, um in Bezug 
auf gemeinsame Ziele, Erfordernisse und Interessen Informationen auszutauschen. 

b) Grundsätze des kohärenten Managements und der Nutzung vorhandener Strukturen: Die Agentur gewährleistet die 
Kohärenz zwischen den verschiedenen Komponenten des EUROSUR-Rahmens; unter anderem berät und unterstützt 
sie die nationalen Koordinierungszentren und fördert die Interoperabilität von Informationen und Technologien. 
Soweit möglich werden im EUROSUR-Rahmen die vorhandenen Systeme und Fähigkeiten genutzt, um die Verwen­
dung des Gesamthaushaltsplans der Union zu optimieren und Doppelarbeit zu vermeiden. EUROSUR wird in vollem 
Einklang mit CISE errichtet und trägt somit zu einem koordinierten und kosteneffizienten Ansatz für einen bereichs­
übergreifenden Informationsaustausch in der Union bei, der dem System zugleich auch zugute kommt. 

c) Grundsätze des Informationsaustauschs und der Informationssicherung: Die im Rahmen von EUROSUR bereitgestell­
ten Informationen stehen allen nationalen Koordinierungszentren und der Agentur zur Verfügung, sofern nicht 
besondere Beschränkungen festgelegt oder vereinbart wurden. Die nationalen Koordinierungszentren gewährleisten 
die Verfügbarkeit, Vertraulichkeit und Integrität der auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene auszutau­
schenden Informationen. Die Agentur gewährleistet die Verfügbarkeit, Vertraulichkeit und Integrität der auf europäi­
scher und internationaler Ebene auszutauschenden Informationen. 

d) Grundsätze der Dienstleistungsorientiertheit und der Standardisierung: Die verschiedenen Fähigkeiten von EUROSUR 
werden nach einem dienstleistungsorientierten Ansatz umgesetzt. Die Agentur stellt sicher, dass sich der EUROSUR- 
Rahmen soweit möglich auf international vereinbarte Normen stützt. 

e) Grundsatz der Flexibilität: Organisation, Information und Technologie ermöglichen es den an EUROSUR Beteiligten, 
auf sich ändernde Lagen flexibel und strukturiert zu reagieren.
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Erklärung des Rates 

EUROSUR wird zu einem besseren Schutz und zur Rettung der Leben von Migranten beitragen. Der Rat 
weist darauf hin, dass Suche und Rettung auf See eine Zuständigkeit der Mitgliedstaaten ist, die sie im 
Rahmen internationaler Übereinkommen ausüben.
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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 1053/2013 DES RATES 

vom 7. Oktober 2013 

zur Einführung eines Evaluierungs- und Überwachungsmechanismus für die Überprüfung der 
Anwendung des Schengen-Besitzstands und zur Aufhebung des Beschlusses des 
Exekutivausschusses vom 16. September 1998 bezüglich der Errichtung des Ständigen 

Ausschusses Schengener Durchführungsübereinkommen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 70, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Schengen-Raum ohne Kontrollen an den Binnen­
grenzen setzt die wirksame und effiziente Anwendung 
von Begleitmaßnahmen durch die Mitgliedstaaten in 
den Bereichen Außengrenzen, Visumpolitik, Schengener 
Informationssystem, Datenschutz, polizeiliche Zusam­
menarbeit, justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen 
und Drogenbekämpfung voraus. 

(2) Mit dem Beschluss SCH/Com-ex (98) 26 def des Exe­
kutivausschusses vom 16. September 1998 ( 2 ) (im Fol­
genden „Beschluss vom 16. September 1998“) wurde 
ein Ständiger Schengener Bewertungs- und Anwendungs­
ausschuss eingerichtet. Der Ständige Ausschuss wurde 
zum einen damit beauftragt festzustellen, ob alle Voraus­
setzungen für die Abschaffung der Kontrollen an den 
Binnengrenzen mit einem Beitrittsland erfüllt sind, und 
zum anderen sicherzustellen, dass der Schengen-Besitz­
stand in den Staaten, die diesen bereits vollständig an­
wenden, ordnungsgemäß angewandt wird. 

(3) Ein eigener Evaluierungs- und Überwachungsmechanis­
mus zur Überprüfung der Anwendung des Schengen-Be­
sitzstands ist notwendig, da bei der praktischen Anwen­
dung des Schengen-Besitzstands hohe einheitliche Stan­
dards angelegt werden müssen und es gilt, ein hohes Maß 

an gegenseitigem Vertrauen zwischen den Mitgliedstaa­
ten, die dem Raum ohne Kontrollen an den Binnengren­
zen angehören, zu gewährleisten. Ein solcher Mechanis­
mus sollte sich auf eine enge Zusammenarbeit zwischen 
der Kommission und diesen Mitgliedstaaten stützen. 

(4) Im Haager Programm ( 3 ) wurde die Kommission auf­
gefordert, nach der vollständigen Abschaffung der Kon­
trollen an den Binnengrenzen einen Vorschlag mit dem 
Ziel vorzulegen, den bestehenden Schengen-Evaluierungs­
mechanismus durch einen Überwachungsmechanismus 
zu ergänzen, bei dem die umfassende Einbeziehung von 
Sachverständigen der Mitgliedstaaten gewährleistet ist 
und unangekündigte Inspektionen durchgeführt werden 
können. 

(5) Im Stockholmer Programm ( 4 ) wird die Auffassung ver­
treten, dass die Bewertung des Schengen-Raums weiter­
hin von zentraler Bedeutung sein wird und deshalb durch 
eine Stärkung der Rolle der durch die Verordnung (EG) 
Nr. 2007/2004 des Rates ( 5 ) errichteten Europäischen 
Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Au­
ßengrenzen (im Folgenden „Frontex“) auf diesem Gebiet 
verbessert werden sollte. 

(6) Der mit dem Beschluss vom 16. September 1998 einge­
führte Evaluierungsmechanismus sollte daher überarbeitet 
und der Beschluss vom 16. September 1998 aufgehoben 
werden. 

(7) Bei den vorangegangenen Evaluierungen hat sich gezeigt, 
dass ein kohärenter Evaluierungsmechanismus erforder­
lich ist, der alle Bereiche des Schengen-Besitzstands mit 
Ausnahme derjenigen abdeckt, für die das Unionsrecht 
bereits einen spezifischen Evaluierungsmechanismus vor­
sieht.
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(8) Nach Artikel 70 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) sollten die Mitgliedstaaten in 
Zusammenarbeit mit der Kommission eine objektive und 
unparteiische Bewertung der Durchführung der Unions­
politik im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts vornehmen. Um wirksam zu sein, sollte ein ord­
nungsgemäßer Evaluierungsprozess auch eine angemes­
sene Nachverfolgung und Überwachung der Evaluie­
rungsberichte beinhalten, die von der Kommission vor­
genommen werden sollte. 

(9) Zudem sollte die Effizienz des Evaluierungsmechanismus 
dadurch erhöht werden, dass einheitliche Bedingungen 
für die Durchführung dieser Verordnung gewährleistet 
werden. Hierzu sollten einige Durchführungsbefugnisse 
der Kommission und andere dem Rat übertragen werden. 

(10) Die Befugnisse zur Vorbereitung und Planung der Evalu­
ierungen und zur Annahme des Evaluierungsberichts soll­
ten der Kommission übertragen werden. Einige dieser 
Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung 
(EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der all­
gemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mit­
gliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefug­
nisse durch die Kommission kontrollieren ( 1 ), ausgeübt 
werden. Gemäß Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer 
iii jener Verordnung ist das Prüfverfahren für den Erlass 
solcher Rechtsakte anwendbar. 

(11) Um das gegenseitige Vertrauen zwischen den Mitglied­
staaten zu festigen, eine bessere Koordination auf Uni­
onsebene sicherzustellen und den gegenseitigen Druck 
unter den Mitgliedstaaten zu verstärken, sollte dem Rat 
die Durchführungsbefugnis zur Annahme der Empfehlun­
gen für Abhilfemaßnahmen übertragen werden, die auf 
die Beseitigung der Mängel abzielen, die in den Evaluie­
rungsberichten benannt werden. Diese Durchführungs­
befugnis spiegelt die besonderen Befugnisse wider, die 
dem Rat Artikel 70 AEUV im Bereich der gegenseitigen 
Bewertung der Durchführung der Unionspolitik im Raum 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts übertragen 
wurden. Sie spiegelt auf angemessene Weise den Zweck 
eines auf diese lex specialis gestützten Evaluierungsmecha­
nismus wider, dem in diesem besonderen Bereich — und 
parallel zu der allgemeinen Befugnis der Kommission, die 
Anwendung des Unionsrechts unter der Kontrolle des 
Gerichtshofs der Europäischen Union durch Vertragsver­
letzungsverfahren zu überwachen — die ergänzende 
Funktion der Überwachung der Wirksamkeit der prakti­
schen Durchführung der Unionspolitik im Wege gegen­
seitiger Begutachtungen zukommt. 

Darüber hinaus trägt eine solche dem Rat übertragene 
Durchführungsbefugnis dazu bei, dem vom Europäischen 
Rat in dessen Schlussfolgerungen vom 23. und 24. Juni 
2011 geäußerten Wunsch zur Wirkung zu verhelfen, 
wonach die Zusammenarbeit im Schengen-Raum gestärkt 

werden muss, damit das Vertrauen zwischen den Mit­
gliedstaaten gefördert wird, die dafür verantwortlich sind, 
dass sämtliche Schengen-Vorschriften gemäß den verein­
barten gemeinsamen Standards sowie im Einklang mit 
grundlegenden Prinzipien und Normen effektiv ange­
wandt werden. Eine derartige Durchführungsbefugnis 
trägt entsprechend den Schlussfolgerungen des Rates 
vom 8. März 2012 auch zu einer besseren Steuerung 
des Schengen-Raums durch die politische Diskussion 
auf Ministerebene über das einwandfreie Funktionieren 
des Schengen-Raums bei, einschließlich in Fällen, in de­
nen nach den Evaluierungsberichten schwerwiegende 
Mängel aufgetreten sind. Diese Diskussion im Gemischten 
Ausschuss, in dem die Mitgliedstaaten der EU und die 
assoziierten Schengen-Länder vertreten sind, sollte ge­
führt werden, um den Rat im Rahmen seiner Zuständig­
keit bei der Fassung von Beschlüssen zu unterstützen, um 
ein effizientes Funktionieren des Schengen-Raums sicher­
stellen. Schließlich wird mit der Übertragung einer sol­
chen Durchführungsbefugnis an den Rat auch dem Um­
stand Rechnung getragen, dass die Empfehlungen poli­
tisch heikel sein können und oftmals nationale Exekutiv- 
und Vollstreckungsbefugnisse berühren. 

(12) Der Evaluierungsmechanismus sollte transparente, effi­
ziente und klare Regeln für die Evaluierungsmethode, 
die Teilnahme hochqualifizierter Sachverständiger an 
Ortsbesichtigungen und die Maßnahmen enthalten, die 
auf die Ergebnisse der Evaluierungen hin zu treffen sind. 
Insbesondere im Hinblick auf Grenzkontrollen und Visa 
sollte die Methode beinhalten, dass ergänzend zu den 
angekündigten Ortsbesichtigungen unangekündigte Orts­
besichtigungen durchgeführt werden. 

(13) Der Evaluierungs- und Überwachungsmechanismus sollte 
alle Aspekte des Schengen-Besitzstands einschließen. Was 
die Grenzen betrifft, so sollte der Mechanismus bei der 
Evaluierung und Überwachung sowohl die Effizienz der 
Grenzkontrollen an den Außengrenzen als auch das Feh­
len von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen erfassen. 

(14) Bei der Evaluierung und Überwachung sollte ein beson­
deres Augenmerk auf die Achtung der Grundrechte bei 
der Anwendung des Schengen-Besitzstands gelegt wer­
den. 

(15) Durch die Evaluierung sollte sichergestellt werden, dass 
die Mitgliedstaaten die Schengen-Bestimmungen unter 
Zugrundelegung grundlegender Prinzipien und Normen 
effektiv anwenden. Daher sollten sämtliche einschlägigen 
Rechtsvorschriften und Vorgehensweisen, auf die sich der 
Raum ohne Kontrollen an den Binnengrenzen stützt, in 
den Evaluierungsmechanismus einbezogen werden. 

(16) Zur Stärkung der Wirksamkeit und Zuverlässigkeit des 
Evaluierungsmechanismus sollte das einwandfreie Funk­
tionieren der Behörden, die die einschlägigen Teile des 
Schengen-Besitzstands anwenden, bei allen Evaluierungen
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berücksichtigt werden. Dadurch kann der Evaluierungs­
mechanismus die effektive Anwendung der Schengen- 
Vorschriften durch die Mitgliedstaaten im Einklang mit 
den grundlegenden Prinzipien und Normen, wie sie der 
Europäische Rat am 23. und 24. Juni 2011 gefordert 
hatte, besser garantieren. Er wird der in den Schlussfol­
gerungen 1. und 2. März 2012 ausgedrückten Forderung 
des Europäischen Rates genügen, dass der Evaluierungs­
mechanismus die erforderliche Arbeitsweise der an der 
Anwendung des Schengen-Besitzstands beteiligten Insti­
tutionen berücksichtigen muss. 

(17) Frontex sollte die Anwendung des Evaluierungsmechanis­
mus vor allem im Bereich der die Außengrenzen betref­
fenden Risikoanalysen unterstützen. Ferner sollte sich der 
Evaluierungsmechanismus auf die Sachkenntnis im Rah­
men der Unterstützung durch Frontex stützen können, 
wenn es um die Durchführung von Ad-hoc-Ortsbesichti­
gungen an den Außengrenzen geht. 

(18) Andere Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union 
wie das durch den Beschluss 2009/371/JI des Rates ( 1 ) 
errichtete Europäische Polizeiamt (Europol) und das 
durch den Beschluss 2002/187/JI des Rates ( 2 ) errichtete 
Eurojust sollten, wenn dies sachdienlich ist, die Durch­
führung des Evaluierungsmechanismus in den Bereichen 
unterstützen, die von ihrem Mandat erfasst werden. Da­
rüber hinaus sollte sich der Evaluierungsmechanismus 
gegebenenfalls auf die Sachkompetenz von Einrichtungen 
und sonstigen Stellen der Union stützen können, wenn 
Ortsbesichtigungen betreffend Bereiche des Schengen-Be­
sitzstands durchgeführt werden, die von ihrem Mandat 
gedeckt werden. So empfiehlt sich beispielsweise die Nut­
zung der Sachkompetenz des Europäischen Datenschutz­
beauftragten im Bereich datenschutzbezogener Evaluie­
rungen, in die auch nationale Datenschutzbehörden ein­
bezogen werden können. 

(19) Die Mitgliedstaaten und die Kommission sollten sicher­
stellen, dass die zu den Ortsbesichtigungen entsandten 
Sachverständigen die notwendige Erfahrung haben und 
geschult wurden, auch in Bezug auf die Grundrechte. 
Die betreffenden Einrichtungen und sonstigen Stellen 
der Union wie z. B. Frontex sollten geeignete Schulungen 
durchführen, und die Mitgliedstaaten sollten aus vorhan­
denen und künftig zu schaffenden Finanzierungsinstru­
menten der Union Mittel für Schulungen im Bereich 
der Evaluierung des Schengen-Besitzstands erhalten. 

(20) In Anbetracht der besonderen Rolle, die dem Europäi­
schen Parlament und den nationalen Parlamenten nach 
Artikel 70 letzter Satz AEUV zukommt und die in Ar­
tikel 12 Buchstabe c EUV in Bezug auf die nationalen 
Parlamente betont wird, muss vorgeschrieben werden, 
dass der Rat und die Kommission das Europäische Par­
lament und die nationalen Parlamente umfassend über 
den Inhalt und die Ergebnisse der Evaluierung unterrich­
ten. Zudem würde der Rat, falls die Kommission einen 

Vorschlag zur Änderung dieser Verordnung vorlegen soll­
te, gemäß Artikel 19 Absatz 7 Buchstabe h seiner Ge­
schäftsordnung das Europäische Parlament anhören, um 
dessen Stellungnahme vor Annahme des endgültigen 
Texts möglichst umfassend zu berücksichtigen. 

(21) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem EUV und dem 
AEUV beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position 
Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der An­
nahme dieser Verordnung, die daher für dieses Land we­
der bindend noch ihm gegenüber anwendbar ist. Da mit 
dieser Verordnung der Schengen-Besitzstand weiterent­
wickelt wird, beschließt Dänemark gemäß Artikel 4 des 
genannten Protokolls innerhalb von sechs Monaten, 
nachdem der Rat diese Verordnung beschlossen hat, ob 
es sie in einzelstaatliches Recht umsetzt. 

(22) Das Vereinigte Königreich beteiligt sich an dieser Verord­
nung im Einklang mit Artikel 5 Absatz 1 des dem EUV 
und dem AEUV beigefügten Protokolls Nr. 19 über den 
in den Rahmen der Europäischen Union einbezogenen 
Schengen-Besitzstand sowie Artikel 8 Absatz 2 des Be­
schlusses 2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 
zum Antrag des Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland, einzelne Bestimmungen des Schengen- 
Besitzstands auf sie anzuwenden ( 3 ). 

(23) Irland beteiligt sich an dieser Verordnung im Einklang 
mit Artikel 5 Absatz 1 des dem EUV und dem AEUV 
beigefügten Protokolls Nr. 19 über den in den Rahmen 
der Europäischen Union einbezogenen Schengen-Besitz­
stand sowie Artikel 6 Absatz 2 des Beschlusses 
2002/192/EG des Rates vom 28. Februar 2002 zum 
Antrag Irlands auf Anwendung einzelner Bestimmungen 
des Schengen-Besitzstands auf Irland ( 4 ). 

(24) Für Island und Norwegen stellt diese Verordnung eine 
Weiterentwicklung der Bestimmungen des Schengen-Be­
sitzstands im Sinne des Übereinkommens zwischen dem 
Rat, der Europäischen Union sowie der Republik Island 
und dem Königreich Norwegen über die Assoziierung der 
beiden letztgenannten Staaten bei der Umsetzung, An­
wendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands ( 5 ) 
dar, die zu dem in Artikel 1 des Beschlusses 
1999/437/EG zum Erlass bestimmter Durchführungsvor­
schriften zu dem Übereinkommen ( 6 ) genannten Bereich 
gehören. 

(25) Für die Schweiz stellt diese Verordnung eine Weiterent­
wicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 
im Sinne des Abkommens zwischen der Europäischen 
Union, der Europäischen Gemeinschaft und der Schwei­
zerischen Eidgenossenschaft über die Assoziierung dieses 
Staates bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung 
des Schengen-Besitzstands ( 7 ) dar, die zu dem in Artikel 1 
des Beschlusses 1999/437/EG in Verbindung mit Arti­
kel 3 des Beschlusses 2008/146/EG des Rates ( 8 ) genann­
ten Bereich gehören.
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(26) Für Liechtenstein stellt diese Verordnung eine Weiterent­
wicklung der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 
im Sinne des Protokoll zwischen der Europäischen Uni­
on, der Europäischen Gemeinschaft, der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und dem Fürstentum Liechtenstein 
über den Beitritt des Fürstentums Liechtenstein zu dem 
Abkommen zwischen der Europäischen Union, der Euro­
päischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidge­
nossenschaft über die Assoziierung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft bei der Umsetzung, Anwendung und 
Entwicklung des Schengen-Besitzstands ( 1 ) dar, die zu 
dem in Artikel 1 des Beschlusses 1999/437/EG in Ver­
bindung mit Artikel 3 des Beschlusses 2011/350/EU des 
Rates ( 2 ) genannten Bereich gehören. 

(27) Da die Bewertung Zyperns im Rahmen des Beschlusses 
vom 16. September 1998 zum Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens dieser Verordnung bereits begonnen hat, wird diese 
Verordnung für Zypern erst ab dem 1. Januar 2016 
gelten. 

(28) Da die Überprüfung nach Maßgabe der geltenden Schen­
gen-Bewertungsverfahren betreffend Bulgarien und Ru­
mänien bereits gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Beitrittsakte 
von 2005 abgeschlossen ist, wird die Überprüfung ge­
mäß Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b der vorliegenden 
Verordnung für diese Mitgliedstaaten nicht durchgeführt. 

(29) Gleichwohl sollten sich Sachverständige aus Bulgarien, 
Rumänien, Zypern und Kroatien an der Bewertung aller 
Teile des Schengen-Besitzstands beteiligen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zweck und Geltungsbereich 

(1) Mit dieser Verordnung wird ein Evaluierungs- und Über­
wachungsmechanismus eingeführt, der den folgenden Zwecken 
dient: 

a) Die Anwendung des Schengen-Besitzstands in denjenigen 
Mitgliedstaaten, in denen dieser Besitzstand vollständig ange­
wandt wird, und in denjenigen Mitgliedstaaten, in denen der 
Schengen-Besitzstand gemäß den Protokollen zum EUV und 
zum AEUV teilweise angewandt wird, wird überprüft. 

b) Es wird überprüft, ob die erforderlichen Voraussetzungen für 
die Anwendung aller einschlägigen Teile des Schengen-Be­
sitzstands in denjenigen Mitgliedstaaten erfüllt sind, zu denen 
noch kein Beschluss des Rates zur vollständigen oder teil­
weisen Anwendung der Bestimmungen des Schengen-Besitz­
stands erlassen wurde; ausgenommen sind die Mitgliedstaa­
ten, deren Evaluierung zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die­
ser Verordnung bereits abgeschlossen ist. 

(2) Die Überprüfung gemäß Nummer Absatz 1 Buchstabe b 
dieses Artikels lässt Artikel 23 Absatz 2 in Bezug auf Mitglied­
staaten, in denen die Evaluierungsverfahren am 26. November 
2013 bereits begonnen hatten, unberührt. 

(3) Sachverständige aus denjenigen Mitgliedstaaten, die ge­
mäß der jeweiligen Beitrittsakte den Schengen-Besitzstand 
noch nicht vollständig anwenden, beteiligen sich jedoch an 
der Evaluierung aller Teile des Schengen-Besitzstands. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmung 

Für die Zwecke dieser Verordnung bedeutet „Schengen-Besitz­
stand“ die Bestimmungen, die durch das dem EUV und dem 
AEUV beigefügte Protokoll Nr. 19 in den Rahmen der Europäi­
schen Union einbezogen sind, sowie die darauf aufbauenden 
oder sonst damit zusammenhängenden Rechtsakte. 

Artikel 3 

Zuständigkeiten 

(1) Den Mitgliedstaaten und der Kommission obliegt es ge­
meinsam, mit Unterstützung der Einrichtungen und Stellen der 
Union, die an der Durchführung des Schengen-Besitzstands be­
teiligt sind, den Evaluierungs- und Überwachungsmechanismus 
gemäß dieser Verordnung umzusetzen. 

(2) Die Kommission nimmt eine allgemeine Koordinierungs­
funktion in Bezug auf die Erstellung der jährlichen und mehr­
jährigen Programme, der Fragebögen und der Zeitpläne für die 
Besichtigungen, die Durchführung der Besichtigungen und die 
Abfassung der Evaluierungsberichte und der Empfehlungen 
wahr. Sie sorgt ferner für die Folgemaßnahmen zu den Evalu­
ierungsberichten und Empfehlungen und deren Überwachung 
gemäß Artikel 16. 

(3) Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten in allen 
Phasen der Evaluierungen uneingeschränkt zusammen, um die 
ihnen durch diese Verordnung übertragenen Aufgaben zu erfül­
len. 

Artikel 4 

Evaluierungen 

(1) Die Evaluierungen können sich auf alle Aspekte des 
Schengen-Besitzstands einschließlich der wirksamen und effi­
zienten Anwendung von Begleitmaßnahmen durch die Mitglied­
staaten in den Bereichen Außengrenzen, Visumpolitik, Schenge­
ner Informationssystem, Datenschutz, polizeiliche Zusammen­
arbeit, justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen und Binnen­
grenzen ohne Kontrollen erstrecken. Bei allen Evaluierungen 
sollte das Funktionieren der Behörden, die die in diesem Absatz 
genannten einschlägigen Teile des Schengen-Besitzstands an­
wenden, berücksichtigt werden. 

(2) Die Evaluierungen können mit Hilfe von Fragebögen oder 
durch Ortsbesichtigungen, die angekündigt oder unangekündigt 
erfolgen können, vorgenommen werden. Vor einer angekündig­
ten Ortsbesichtigung wird ein Fragebogen vorgelegt. Bei der 
Evaluierung bestimmter Mitgliedstaaten und/oder Bereiche kön­
nen Ortsbesichtigungen und die Evaluierung anhand von Fra­
gebögen gegebenenfalls unabhängig voneinander oder miteinan­
der kombiniert durchgeführt werden. 

(3) Sowohl Ortsbesichtigungen als auch die Evaluierungen 
anhand von Fragebögen kann der evaluierte Mitgliedstaat durch 
weitere Erläuterungen zu dem evaluierten Bereich ergänzen.
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Artikel 5 

Mehrjähriges Evaluierungsprogramm 

(1) Die Kommission erarbeitet — gegebenenfalls nach Kon­
sultierung von Frontex und Europol — ein mehrjähriges Evalu­
ierungsprogramm mit einer Laufzeit von fünf Jahren, das spä­
testens sechs Monate vor Beginn des folgenden Fünfjahreszeit­
raums fertiggestellt sein muss. Diese Durchführungsrechtsakte 
werden gemäß dem Prüfverfahren nach Artikel 21 Absatz 2 
erlassen. Die Kommission übermittelt das mehrjährige Evaluie­
rungsprogramm dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

(2) Jeder Mitgliedstaat wird in jedem Fünfjahreszeitraum, für 
den jeweils ein mehrjähriges Evaluierungsprogramm gilt, evalu­
iert. Im mehrjährigen Evaluierungsprogramm wird die Reihen­
folge der in jedem Jahr zu evaluierenden Mitgliedstaaten auf­
geführt. Bei der Reihenfolge, in der die Mitgliedstaaten evaluiert 
werden, werden der Zeitraum seit der letzten Evaluierung und 
die Häufigkeit der Evaluierung der einzelnen Teile des Schengen- 
Besitzstands berücksichtigt. 

(3) Das mehrjährige Evaluierungsprogramm kann bei Bedarf 
gemäß dem Verfahren, auf das in Absatz 1 Bezug genommen 
wird, angepasst werden. 

(4) Das mehrjährige Evaluierungsprogramm kann eine Be­
zugnahme auf thematische Evaluierungen gemäß Artikel 6 Ab­
satz 1 Buchstabe b enthalten. 

(5) Das erste mehrjährige Evaluierungsprogramm wird bis 
27. Mai 2014 fertiggestellt. Das Programm beginnt am 27. No­
vember 2014 und endet am 31. Dezember 2019. 

Artikel 6 

Jährliches Evaluierungsprogramm 

(1) Die Kommission erstellt ein jährliches Evaluierungspro­
gramm bis zum 31. Oktober des Jahres, das dem Jahr voraus­
geht, auf das sich das Programm bezieht; dabei trägt sie ins­
besondere der von Frontex gemäß Artikel 7 erstellten Risiko­
analyse und gegebenenfalls den von Europol oder anderen Ein­
richtungen und Stellen der Union insbesondere gemäß Artikel 8 
bereitgestellten Informationen Rechnung. 

Das jährliche Evaluierungsprogramm enthält Vorschläge für die 
Evaluierung folgender Aspekte: 

a) Anwendung des Schengen-Besitzstands oder von Teilen da­
von in einem Mitgliedstaat entsprechend den Vorgaben des 
mehrjährigen Evaluierungsprogramms und 

b) gegebenenfalls Anwendung bestimmter Teile des Schengen- 
Besitzstands in mehreren Mitgliedstaaten (thematische Evalu­
ierung). 

(2) Die Kommission erstellt im Wege von Durchführungs­
rechtsakten den ersten Teil des jährlichen Evaluierungspro­
gramms, das einen vorläufigen Zeitplan der Ortsbesichtigungen 
enthält. In diesem Teil werden die Mitgliedstaaten aufgeführt, die 
im folgenden Jahr gemäß dem mehrjährigen Evaluierungspro­
gramm Gegenstand einer Evaluierung sein sollen, die zu evalu­
ierenden Gebiete und die Ortsbesichtigungen. Diese Durchfüh­
rungsrechtsakte werden gemäß dem Prüfverfahren nach Arti­
kel 21 Absatz 2 erlassen. Die Kommission übermittelt das 
mehrjährige Evaluierungsprogramm dem Europäischen Par­
lament und dem Rat. 

(3) Der zweite Teil des jährlichen Evaluierungsprogramms 
wird von der Kommission erstellt und angenommen. Der zweite 
Teil enthält eine Liste der unangekündigten Ortsbesichtigungen 
des folgenden Jahres. Er wird vertraulich behandelt und nicht 
weitergeleitet. 

(4) Das jährliche Evaluierungsprogramm kann bei Bedarf ge­
mäß den Absätzen 2 und 3 angepasst werden. 

(5) Das erste mehrjährige Evaluierungsprogramm wird bis 
zum 27. Mai 2014 fertiggestellt. Das Programm beginnt am 
27. November 2014 und endet am 31. Dezember 2014. 

Artikel 7 

Risikoanalyse von Frontex 

(1) Bis zum 31. August eines jeden Jahres unterbreitet Fron­
tex der Kommission und den Mitgliedstaaten eine Risikoanalyse 
gemäß ihrem Mandat. Diese Risikoanalyse, berücksichtigt unter 
anderem die illegale Einwanderung und erhebliche Veränderun­
gen der operativen Gegebenheiten an den Außengrenzen und 
enthält Empfehlungen für vorrangige Evaluierungen im folgen­
den Jahr. In den Empfehlungen werden die Abschnitte an den 
Außengrenzen und die Grenzübergangsstellen genannt, die im 
folgenden Jahr im Rahmen des mehrjährigen Evaluierungspro­
gramms evaluiert werden sollen. Die Kommission leitet die Ri­
sikoanalyse unverzüglich dem Europäischen Parlament und dem 
Rat zu. 

(2) Bis zum 31. August eines jeden Jahres unterbreitet Fron­
tex der Kommission zudem eine gesonderte Risikoanalyse, die 
von der in Absatz 1 genannten Risikoanalyse verschieden ist 
und die Empfehlungen für vorrangige Evaluierungen im darauf­
folgenden Jahr in Form unangekündigter Ortsbesichtigungen 
enthält, und zwar unabhängig von der Reihenfolge, in der die 
Mitgliedstaaten in jedem Jahr gemäß dem Mehrjahresprogramm 
nach Artikel 5 Absatz 2 zu evaluieren sind. Die Empfehlungen 
können sich auf eine beliebige Region oder ein beliebiges Gebiet 
beziehen, müssen jedoch eine Liste von mindestens zehn be­
stimmten Abschnitten der Außengrenzen und mindestens zehn 
bestimmten Grenzübergangsstellen enthalten. Die Kommission 
kann Frontex jederzeit auffordern, eine Risikoanalyse mit Emp­
fehlungen für Evaluierungen in Form unangekündigter Orts­
besichtigungen vorzulegen.

DE 6.11.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 295/31



(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannte, von Frontex zu 
erstellende Risikoanalyse wird der Kommission erstmals bis spä­
testens 27. Februar 2014 vorgelegt. 

Artikel 8 

Risikoanalysen anderer Einrichtungen und sonstiger Stellen 
der Union 

Die Kommission ersucht gegebenenfalls andere Einrichtungen 
und sonstige Stellen der Union, die an der Durchführung des 
Schengen-Besitzstands beteiligt sind, um Risikoanalysen, ein­
schließlich Risikoanalysen betreffend Korruption und organi­
sierte Kriminalität, insoweit diese Korruption und organisierte 
Kriminalität die Anwendung des Schengen-Besitzstands durch 
die Mitgliedstaaten untergraben könnte. Diese Analysen können 
für die Ausarbeitung der jährlichen Evaluierungsprogramme ver­
wendet werden. 

Artikel 9 

Fragebogen 

(1) Die Kommission erstellt und aktualisiert im Wege von 
Durchführungsrechtsakten einen Standard-Fragebogen in enger 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten. Frontex und Europol 
können zum Entwurf des Standard-Fragebogens gehört werden. 
Der Standard-Fragebogen deckt die einschlägigen Rechtsvor­
schriften, gemeinsam vereinbarten Empfehlungen und bewähr­
ten Vorgehensweisen ab, insbesondere wie sie in den Schengen- 
Katalogen aufgeführt sind, sowie die organisatorischen Vorkeh­
rungen und technischen Mittel für die Anwendung des Schen­
gen-Besitzstands und die vorhandenen nach Evaluierungsberei­
chen aufgeschlüsselten statistischen Daten. Diese Durchfüh­
rungsrechtsakte werden gemäß dem Prüfverfahren nach Arti­
kel 21 Absatz 2 erlassen. 

(2) Bis zum 1. Juli eines jeden Jahres übermittelt die Kom­
mission den Standard-Fragebogen den im darauffolgenden Jahr 
zu evaluierenden Mitgliedstaaten. Die Mitgliedstaaten übermit­
teln der Kommission die Antworten auf den Fragebogen spätes­
tens acht Wochen nach Erhalt des Fragebogens. Die Kommis­
sion stellt die Antworten den anderen Mitgliedstaaten zur Ver­
fügung und unterrichtet das Europäische Parlament über die 
Antworten. Wird dies vom Europäischen Parlament, insbeson­
dere aufgrund der Ernsthaftigkeit der Problematik, beantragt, so 
informiert die Kommission im Einzelfall und im Einklang mit 
den geltenden Vorschriften über die Beziehungen zwischen dem 
Europäischen Parlament und der Kommission das Europäische 
Parlament auch über den Inhalt einer bestimmten Antwort. 

Artikel 10 

Ortsbesichtigungsteams 

(1) Die für die Ortsbesichtigungen zuständigen Teams (im 
Folgenden „Ortsbesichtigungsteams“) setzen sich aus von den 
Mitgliedstaaten benannten Sachverständigen und Vertretern der 
Kommission zusammen. 

(2) Die Kommission fordert die Mitgliedstaaten auf, Sachver­
ständige zu benennen, die für die Teilnahme an den jeweiligen 
Ortsbesichtigungen zur Verfügung stehen, und deren Fachgebiet 
anzugeben. 

Bei angekündigten Ortsbesichtigungen fordert die Kommission 
die Mitgliedstaaten spätestens drei Monate vor der anberaumten 
Ortsbesichtigung auf, Sachverständige zu benennen. Die Mit­
gliedstaaten benennen innerhalb von zwei Wochen nach Erhalt 
dieser Aufforderung Sachverständige. 

Bei unangekündigten Ortsbesichtigungen fordert die Kommis­
sion die Mitgliedstaaten spätestens zwei Wochen vor der anbe­
raumten Ortsbesichtigung auf, Sachverständige zu benennen. 
Die Mitgliedstaaten benennen innerhalb von 72 Stunden nach 
Erhalt dieser Aufforderung Sachverständige. 

(3) Die Zahl der an Ortsbesichtigungen teilnehmenden Ver­
treter der Kommission darf zwei Personen nicht überschreiten. 
Die Zahl der an Ortsbesichtigungen teilnehmenden Sachverstän­
digen der Mitgliedstaaten darf acht Personen bei angekündigten 
und sechs Personen bei unangekündigten Ortsbesichtigungen 
nicht überschreiten. 

Überschreitet die Zahl der von den Mitgliedstaaten benannten 
Sachverständige die in Absatz 1 festgelegte Höchstzahl, so er­
nennt die Kommission nach Rücksprache mit den betreffenden 
Mitgliedstaaten die Mitglieder des Teams auf der Grundlage ei­
ner in geografischer Hinsicht ausgewogenen Zusammensetzung 
und der Fachkompetenzen der Sachverständigen. 

(4) Die Sachverständigen der Mitgliedstaaten dürfen nicht an 
einer Evaluierungsmission teilnehmen, die eine Ortsbesichtigung 
in dem Mitgliedstaat einschließt, in dem sie angestellt sind. 

(5) Die Kommission kann Frontex, Europol oder andere Ein­
richtungen und sonstige Stellen der Union, die an der Durch­
führung des Schengen-Besitzstands beteiligt sind, auffordern, 
einen Vertreter als Beobachter bei einer Ortsbesichtigung zu 
benennen, die ein durch ihr Mandat gedecktes Gebiet betrifft. 

(6) Die führenden Sachverständigen eines Ortsbesichtigungs­
teams sind ein Vertreter der Kommission und ein Sachverstän­
diger aus einem Mitgliedstaat, die von den Mitgliedern des 
Teams so bald wie möglich nach der Einsetzung des Teams 
einvernehmlich benannt werden. Die führenden Sachverständi­
gen werden rechtzeitig benannt, bevor das detaillierte Programm 
nach Artikel 13 Absatz 2 festgelegt wird. 

Artikel 11 

Teams für Evaluierungen anhand eines Fragebogens 

(1) Wird ein Fragebogen einzeln verwendet, d. h. ohne dass 
auf den Fragebogen eine Ortsbesichtigung gemäß Artikel 4 Ab­
satz 2 folgt, so setzt sich das Team für die Bewertung der 
Antworten auf den Fragebogen (im Folgenden „Fragebogen­
team“) aus Sachverständigen der Mitgliedstaaten und Vertretern 
der Kommission zusammen.

DE L 295/32 Amtsblatt der Europäischen Union 6.11.2013



(2) Wenn die Kommission den Fragebogen an den zu evalu­
ierenden Mitgliedstaat übermittelt, fordert sie die Mitgliedstaaten 
auf, Sachverständige zu benennen, die für die Teilnahme an der 
Evaluierung zur Verfügung stehen, und deren Fachgebiet an­
zugeben. Die Mitgliedstaaten benennen innerhalb von zwei Wo­
chen nach Erhalt dieser Aufforderung Sachverständige. Die Be­
nennung der Sachverständigen erfolgt gemäß den Verfahren 
nach Artikel 10 Absätze 3 und 4. 

Artikel 12 

Sachverständige 

Die an den Evaluierungen teilnehmenden Sachverständigen 
müssen eine entsprechende Eignung aufweisen, d. h. über solide 
theoretische Kenntnisse sowie praktische Erfahrungen in den für 
die Evaluierung relevanten Bereichen verfügen, mit den Grund­
sätzen, Verfahren und Methoden der Evaluierung vertraut sein 
und in der Lage sein, sich in einer gemeinsamen Sprache zu 
verständigen. Die Mitgliedstaaten und die Kommission stellen in 
Zusammenarbeit mit den zuständigen Einrichtungen und sons­
tigen Stellen der Union sicher, dass die Sachverständigen hierfür 
geeignete Fortbildungsmaßnahmen erhalten, auch in Bezug auf 
die Achtung der Grundrechte. 

Artikel 13 

Durchführung der Ortsbesichtigungen 

(1) Die Ortsbesichtigungsteams treffen alle im Vorfeld erfor­
derlichen Maßnahmen, um die Effizienz, Präzision und Kohä­
renz der Ortsbesichtigungen zu gewährleisten. 

(2) Das detaillierte Programm für angekündigte Ortsbesichti­
gungen wird von der Kommission in enger Zusammenarbeit 
mit den führenden Sachverständigen und den betroffenen Mit­
gliedstaaten erstellt. Die Mitgliedstaaten werden über das detail­
lierte Programm unterrichtet. Das detaillierte Programm für un­
angekündigte Ortsbesichtigungen wird von der Kommission er­
stellt. 

Der betroffene Mitgliedstaat wird wie folgt gehört und über den 
Zeitplan und das detaillierte Programm unterrichtet: 

a) mindestens sechs Wochen vor einer angekündigten Orts­
besichtigung; 

b) mindestens 24 Stunden vor einer unangekündigten Orts­
besichtigung. 

Unangekündigte Ortsbesichtigungen an den Binnengrenzen wer­
den ohne vorherige Benachrichtigung des betreffenden Mitglied­
staats/der betreffenden Mitgliedstaaten durchgeführt. Allgemeine 
Leitlinien mit Durchführungsvorschriften für solche Besuche 
werden von der Kommission in enger Zusammenarbeit mit 
den Mitgliedstaaten festgelegt. 

(3) Die Mitglieder des Ortsbesichtigungsteams tragen Aus­
weise bei sich, mit denen sie ihre Berechtigung zur Durchfüh­
rung von Ortsbesichtigungen gemäß dieser Verordnung nach­
weisen können. 

(4) Der zu evaluierende Mitgliedstaat stellt sicher, dass das 
Team seinen Auftrag zur Überprüfung der Tätigkeiten in den 
zu evaluierenden Bereichen erfüllen kann. Er stellt insbesondere 
sicher, dass das Ortsbesichtigungsteam direkten Kontakt zu Per­
sonen, die für seine Zwecke von Interesse sind, und Zugang zu 
allen Gebieten, Räumlichkeiten und Unterlagen erhält, die für 
die Evaluierung erforderlich sind. 

(5) Der zu evaluierende Mitgliedstaat unterstützt das Orts­
besichtigungsteam bei der Durchführung seines Auftrags mit 
allen ihm im Rahmen seiner rechtlichen Befugnisse zu Gebote 
stehenden Mitteln. 

(6) Bei angekündigten Ortsbesichtigungen übermittelt die 
Kommission dem zu evaluierenden Mitgliedstaat im Voraus 
die Namen der dem Ortsbesichtigungsteam angehörenden Sach­
verständigen. Dieser Mitgliedstaat benennt eine Kontaktstelle, die 
die Durchführung der Ortsbesichtigung regelt. 

(7) Die Kommission und die Mitgliedstaaten regeln für ihre 
jeweiligen Sachverständigen, die zum Ortsbesichtigungsteam ge­
hören, die Anreise zum zu evaluierenden Mitgliedstaat bzw. zu 
den zu evaluierenden Mitgliedstaaten und die Rückreise vom zu 
evaluierenden Mitgliedstaat bzw. von den zu evaluierenden Mit­
gliedstaaten. Die Reise- und Aufenthaltskosten der Sachverstän­
digen, die eine Ortsbesichtigung vornehmen, werden von der 
Kommission erstattet. 

Die zu evaluierenden Mitgliedstaaten sorgen für die Unterbrin­
gung der Sachverständigen und für deren erforderliche Beför­
derung vor Ort. Im Falle unangekündigter Besuche übernimmt 
die Kommission die Unterbringung der Sachverständigen. 

Artikel 14 

Evaluierungsberichte 

(1) Nach jeder Evaluierung wird ein Evaluierungsbericht ver­
fasst. Der Evaluierungsbericht stützt sich auf die Ergebnisse der 
Ortsbesichtigung und/oder den ausgewerteten Fragebogen. Bei 
Ortsbesichtigungen wird der Evaluierungsbericht während der 
Ortsbesichtigung vom Team verfasst. 

Hauptverantwortlich für die Erstellung des Evaluierungsberichts 
sowie für dessen Vollständigkeit und Güte sind die Sachverstän­
digen der Mitgliedstaaten und die Vertreter der Kommission. Bei 
Unstimmigkeiten bemüht sich das Ortsbesichtigungs- bzw. Fra­
gebogenteam um einen Kompromiss. 

(2) Der Evaluierungsbericht analysiert die einschlägigen qua­
litativen, quantitativen, operativen, administrativen und organi­
satorischen Aspekte und listet die bei der Evaluierung festgestell­
ten Mängel auf. 

(3) Jedes im Evaluierungsbericht festgehaltene Ergebnis wird 
einer der folgenden drei Bewertungskategorien zugeordnet: 

a) konform; 

b) konform, Verbesserungen jedoch erforderlich; 

c) nicht konform.
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(4) Die Kommission übermittelt innerhalb von sechs Wo­
chen nach der Ortsbesichtigung bzw. nach Erhalt der Antworten 
auf den Fragebogen dem zu evaluierenden Mitgliedstaat den 
Entwurf des Evaluierungsberichts. Der evaluierte Mitgliedstaat 
nimmt innerhalb von zwei Wochen nach dessen Erhalt zu 
dem Entwurf des Evaluierungsberichts Stellung. Auf Ersuchen 
des evaluierten Mitgliedstaats findet eine Redaktionssitzung statt. 
Die Stellungnahme des evaluierten Mitgliedstaats kann in den 
Entwurf des Evaluierungsberichts einfließen. 

(5) Die Kommission übermittelt den Entwurf des Evaluie­
rungsberichts und die Stellungnahme des evaluierten Mitglied­
staats den anderen Mitgliedstaaten, die aufgefordert werden, zu 
den Antworten auf den Fragebogen, dem Entwurf des Evaluie­
rungsberichts und der Stellungnahme des evaluierten Mitglied­
staats Stellung zu nehmen. 

Die Kommission nimmt den Entwurf des Evaluierungsberichts 
auf dieser Grundlage im Wege eines Durchführungsrechtsakts 
an, nachdem sie ihn erforderlichenfalls abgeändert hat. Dieser 
Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in Artikel 21 Absatz 
2 genannten Prüfverfahren erlassen. Die Kommission übermit­
telt den Evaluierungsbericht dem Europäischen Parlament. 

Artikel 15 

Empfehlungen 

(1) Bei der Erstellung des Evaluierungsberichts geben die 
Sachverständigen der Mitgliedstaaten und die Vertreter der Kom­
mission auf der Grundlage der Ergebnisse des Evaluierungs­
berichts und der darin enthaltenen Bewertungen Empfehlungen 
für Abhilfemaßnahmen ab, die auf die Beseitigung der während 
der Evaluierung festgestellten Mängel abzielen, und geben die 
Prioritäten für deren Durchführung und gegebenenfalls Beispiele 
für bewährte Vorgehensweisen an. 

(2) Die Kommission unterbreitet dem Rat einen Vorschlag 
zur Annahme der in Absatz 1 genannten Empfehlungen. 

(3) Der Rat nimmt die in Absatz 1 genannten Empfehlungen 
an und übermittelt sie dem Europäischen Parlament und den 
nationalen Parlamenten. 

Artikel 16 

Folgemaßnahmen und Überwachung 

(1) Innerhalb von drei Monaten nach der Annahme der in 
Artikel 15 genannten Empfehlungen legt der evaluierte Mitglied­
staat der Kommission und dem Rat einen Aktionsplan zur Be­
seitigung jeglicher in dem Evaluierungsbericht festgestellter Män­
gel vor. Wird in den Empfehlungen festgestellt, dass der evalu­
ierte Mitgliedstaat seine Verpflichtungen in schwerwiegender 
Weise vernachlässigt, so legt dieser Mitgliedstaat seinen Aktions­
plan innerhalb eines Monats nach Annahme der Empfehlungen 
vor. Die Kommission übermittelt solche Aktionspläne dem Eu­
ropäischen Parlament. 

(2) Nach der Konsultation des Ortsbesichtigungsteams bzw. 
des Fragebogenteams legt die Kommission dem Rat innerhalb 
eines Monats nach Erhalt des Aktionsplans des evaluierten Mit­
gliedstaats ihre Bewertung der Angemessenheit des Aktionsplans 
vor. Die anderen Mitgliedstaaten werden aufgefordert, zu dem 
Aktionsplan Stellung zu nehmen. 

(3) Der evaluierte Mitgliedstaat berichtet der Kommission 
binnen sechs Monaten nach Annahme der Empfehlung über 
die Durchführung seines Aktionsplans und erstattet ihr anschlie­
ßend alle drei Monate Bericht, bis der Aktionsplan vollständig 
durchgeführt ist. 

(4) Wurde in den Empfehlungen festgestellt, dass der evalu­
ierte Mitgliedstaat seine Verpflichtungen in schwerwiegender 
Weise vernachlässigt, so ist dieser evaluierte Mitgliedstaat un­
geachtet der Frist von sechs Monaten für die Berichterstattung 
über die Umsetzung seines Aktionsplans nach Absatz 3 ver­
pflichtet, innerhalb von drei Monaten nach Annahme der Emp­
fehlungen seinen Bericht über die Umsetzung des Aktionsplans 
vorzulegen. 

(5) Je nach Ernsthaftigkeit der ermittelten Mängel und den 
getroffenen Abhilfemaßnahmen kann die Kommission angekün­
digte erneute Ortsbesichtigungen zur Überprüfung der Durch­
führung des Aktionsplans festlegen. Die Kommission fordert 
mindestens vier der Sachverständigen, die an der Ortsbesichti­
gung teilgenommen haben, zur Teilnahme an der erneuten 
Ortsbesichtigung auf. Die Kommission kann Beobachter zur 
Teilnahme an der Besichtigung einladen. Die Kommission legt 
das Programm der erneuten Ortsbesichtigung fest. Der evaluierte 
Mitgliedstaat wird mindestens einen Monat vor der erneuten 
Ortsbesichtigung über das Programm unterrichtet. Die Kommis­
sion kann auch unangekündigte erneute Ortsbesichtigungen an­
setzen. 

(6) Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament 
und den Rat regelmäßig über die Umsetzung der Aktionspläne 
oder Verbesserungsmaßnahmen nach diesem Artikel. 

(7) Wird bei einer Ortsbesichtigung ein ernsthafter Mangel 
festgestellt, der eine ernsthafte Bedrohung der öffentlichen Ord­
nung oder inneren Sicherheit innerhalb des Raums ohne Kon­
trollen an den Binnengrenzen darstellt, so setzt die Kommission 
das Europäische Parlament und den Rat auf eigene Initiative 
oder auf Antrag des Europäische Parlaments oder eines Mitglied­
staats so rasch wie möglich hiervon in Kenntnis. 

(8) Wurde ein Mitgliedstaat als konform eingestuft, enthalten 
die Empfehlungen jedoch Angaben zu etwaigen weiteren Ver­
besserungen gemäß Artikel 14 Absatz 3 Buchstabe b, so über­
mittelt der evaluierte Mitgliedstaat der Kommission innerhalb 
von sechs Monaten nach Annahme der Empfehlungen seine 
Bewertung einer möglichen Umsetzung dieser Empfehlungen.
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Artikel 17 

Vertraulichkeit 

Die Mitglieder des Ortsbesichtigungs- bzw. des Fragebogenteams 
behandeln sämtliche Informationen, die sie in Erfüllung ihrer 
Pflicht erhalten, vertraulich. Die im Anschluss an Ortsbesichti­
gungen verfassten Evaluierungsberichte werden gemäß den gel­
tenden Geheimschutzvorschriften als EU RESTRICTED/RE­
STREIN UE eingestuft. Die Einstufung schließt nicht aus, dass 
die Informationen dem Europäischen Parlament zur Verfügung 
gestellt werden. Die Übermittlung und Behandlung der dem 
Europäischen Parlament nach dieser Verordnung übermittelten 
Informationen und Dokumente erfolgt unter Einhaltung den 
Regeln für die Übermittlung und Behandlung von Verschluss­
sachen, die zwischen dem Europäischen Parlament und der 
Kommission gelten. Die Kommission entscheidet nach Rück­
sprache mit dem betreffenden Mitgliedstaat, welche Teile des 
Evaluierungsberichts veröffentlicht werden dürfen. 

Artikel 18 

Bedingungen für eine Beteiligung des Vereinigten 
Königreichs und Irlands 

(1) Sachverständige des Vereinigten Königreichs und Irlands 
beteiligen sich nur an der Evaluierung jenes Teils des Schengen- 
Besitzstands, für den diesen Mitgliedstaaten eine Beteiligung ge­
stattet wurde. 

(2) Die in Artikel 4 Absatz 1 beschriebenen Evaluierungen 
betreffen ausschließlich die wirksame und effiziente Anwendung 
jenes Teils des Schengen-Besitzstands durch das Vereinigte Kö­
nigreich und Irland, für den diesen Mitgliedstaaten eine Betei­
ligung gestattet wurde. 

(3) Das Vereinigte Königreich und Irland beteiligen sich nur 
insoweit an der in Artikel 15 Absatz 3 festgelegten Annahme 
der Empfehlungen durch den Rat, als der Teil des Besitzstands 
betroffen ist, für den diesen Mitgliedstaaten eine Beteiligung 
gestattet wurde. 

Artikel 19 

Unterrichtung der nationalen Parlamente 

Die Kommission unterrichtet die nationalen Parlamente über 
den Inhalt und die Ergebnisse der gemäß dieser Verordnung 
durchgeführten Evaluierung. 

Artikel 20 

Bericht an das Europäische Parlament und den Rat 

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat 
jährlich einen umfassenden Bericht über die auf der Grundlage 
dieser Verordnung vorgenommenen Evaluierungen vor. Der Be­
richt wird veröffentlicht und enthält Informationen über die im 

Vorjahr durchgeführten Evaluierungen, die Schlussfolgerungen 
jeder Evaluierung und den Stand der Abhilfemaßnahmen. Die 
Kommission übermittelt diesen Bericht den nationalen Par­
lamenten. 

Artikel 21 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 
Dabei handelt es sich um einen Ausschuss nach Maßgabe der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Arti­
kel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. Gibt der Ausschuss 
keine Stellungnahme ab, so erlässt die Kommission den Durch­
führungsrechtsakt nicht und Artikel 5 Absatz 4 Unterabsatz 3 
der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 findet Anwendung. 

Artikel 22 

Überprüfung 

Die Kommission überprüft innerhalb von sechs Monaten nach 
der Annahme aller Berichte über die Evaluierungen, die vom 
ersten mehrjährigen Evaluierungsprogramm gemäß Artikel 5 
Absatz 5 erfasst werden, die Durchführung dieser Verordnung 
und legt dem Rat einen entsprechenden Bericht vor. In die 
Überprüfung werden alle Aspekte der Verordnung einbezogen, 
einschließlich des Funktionierens der Verfahren für die An­
nahme von Rechtsakten im Rahmen des Mechanismus. Die 
Kommission übermittelt den Bericht dem Europäischen Par­
lament. 

Artikel 23 

Übergangsbestimmungen und Aufhebung 

Unbeschadet der Unterabsätze 2 und 3 dieses Artikels wird der 
Beschluss vom 16. September 1998 mit Wirkung vom 26. No­
vember 2013 aufgehoben. 

Teil I des in Unterabsatz 1 genannten Beschlusses gilt bis zum 
1. Januar 2016 weiterhin für die Evaluierungsverfahren von 
Mitgliedstaaten, die bereits am 26. November 2013 begonnen 
hatten. 

Teil II des in Unterabsatz 1 genannten Beschlusses gilt bis zum 
27. November 2014 weiterhin für die Evaluierungsverfahren 
von Mitgliedstaaten, die bereits am 26. November 2013 begon­
nen hatten. 

Artikel 24 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß den Verträgen unmittel­
bar in den Mitgliedstaaten. 

Geschehen zu Luxemburg am 7. Oktober 2013. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

J. BERNATONIS
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Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission 

Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission begrüßen die Annahme der Verordnung zur 
Änderung des Schengener Grenzkodex zwecks Festlegung einer gemeinsamen Regelung für die vorüber­
gehende Wiedereinführung von Kontrollen an den Binnengrenzen unter außergewöhnlichen Umständen und 
die Annahme der Verordnung zur Einführung eines Evaluierungs- und Überwachungsmechanismus für die 
Überprüfung der Anwendung des Schengen-Besitzstands. Sie glauben, dass mit diesen neuen Mechanismen 
der Forderung des Europäischen Rates in geeigneter Weise Rechnung getragen wird, der in seinen Schluss­
folgerungen vom 24. Juni 2011 erklärt hatte, dass die Zusammenarbeit und das Vertrauen zwischen den 
Mitgliedstaaten im Schengen-Raum gestärkt und ein wirksames und zuverlässiges Überwachungs- und 
Bewertungssystem geschaffen werden müssten, um die Durchsetzung der gemeinsamen Vorschriften und 
die Stärkung, Anpassung und Ausweitung der Kriterien auf der Grundlage des Besitzstands der EU sicher­
zustellen, wobei er erneut darauf hingewiesen hatte, dass die Außengrenzen Europas auf der Grundlage 
gemeinsamer Verantwortung, Solidarität und stärkerer Zusammenarbeit in der Praxis wirksam und einheit­
lich geschützt werden müssen. 

Sie geben an, dass diese Änderung des Schengener Grenzkodexes die Koordinierung und Zusammenarbeit 
auf Unionsebene einerseits durch die Festlegung von Kriterien für jegliche Art der Wiedereinführung von 
Grenzkontrollen durch die Mitgliedstaaten sowie andererseits durch die Schaffung eines EU-basierten Mecha­
nismus zur Reaktion auf wirklich kritische Situationen, in denen die Funktionsweise des Raumes insgesamt 
ohne interne Grenzkontrollen bedroht ist, verbessern wird. 

Sie betonen, dass es sich bei diesem neuen Bewertungssystem um einen EU-gestützten Mechanismus 
handelt, der sich auf alle Aspekte des Schengen-Besitzstands erstrecken und Experten der Mitgliedstaaten, 
der Kommission und der einschlägigen EU-Ämter und -Agenturen einbeziehen wird. 

Sie gehen davon aus, dass zu etwaigen künftigen Vorschlägen der Kommission zur Änderung dieses Be­
wertungssystems das Europäische Parlament gehört wird, so dass seinem Standpunkt vor der Annahme eines 
endgültigen Textes möglichst umfassend Rechnung getragen werden kann.
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EUR-Lex (http://new.eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht. 
Die Website ermöglicht die Abfrage des Amtsblatts der Europäischen Union und enthält darüber hinaus 

die Rubriken Verträge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschläge für Rechtsakte. 

Weitere Informationen über die Europäische Union finden Sie unter: http://europa.eu 
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